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INHALT EDITORIAL 
 
Liebe Leserinnen und Leser,   
 
 
der Schwung der letzten Mitglie-
derversammlung hält weiter an, 
schon wieder liegt ein neuer 
Rundbrief vor euch. Wir hoffen, 
dass euch der eine oder andere 
Beitrag gefällt, und wir wünschen 
uns, dass vielleicht auch einmal 
ein Beitrag, mit dem ihr weniger 
übereinstimmt, eine Diskussion 
im Rundbrief anregen kann. 
 
Und noch eine Bitte: Wollt ihr 
auch auf dem Titelblatt des 
nächsten und übernächsten 
Rundbriefs wieder ein Bild von 
der Bootsfahrt während der Berli-
ner MV sehen? Ihr wollt nicht? 
Dann schickt uns Fotos, die ir-
gendetwas – und sei es nur am 
Rande – mit Pharmazie oder Ge-
sundheitspolitik zu tun haben, 
egal ob Papier oder Datei.  
 
Nun aber genug der Ermahnun-
gen, setzt euch hin und vertieft 
euch in diesen Rundbrief. 
 
 
Viel Spaß beim Lesen wünscht 
 
das Redaktionsteam 
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Grußwort des Vorstands 

Liebe Leserinnen und Leser, 
kennt ihr den:  Treffen sich zwei 
Planeten im Weltall,    sagt der eine: 
„Na, wie geht’s?“ Antwortet der an-
dere: „Ach, nicht so gut“, „Wieso, 
was ist denn los?“, „Ach, ich habe 
Homo sapiens“, „Ach so, mache dir 
keine Sorgen, das habe ich auch 
gehabt, das verschwindet von allei-
ne wieder!“. 
 
Genauso wird es kommen, wenn 
wir den Umweltschutz nicht ernster 
nehmen, den CO2-Ausstoß nicht 

erheblich verringern. Tempolimit in 
Deutschland, das wage einmal ei-
ner zu fordern, da kocht die Volks-
seele hoch. Meine beiden Neffen, 
19 und 22 Jahre alt, beim Mittages-
sen: „Wenn das einer versucht, 
dann gehen wir auf die Barrikaden, 
da sollen die anderen erst mal den 
CO2-Ausstoß verringern, die Ameri-
kaner, die Chinesen. Uns diese Frei-
heit zu nehmen, dagegen werden 
wir kämpfen – immer nur Regeln, 
Regeln und Verbote, die sollen erst 
mal woanders beginnen!“ 
 
Es  ist doch  wirklich erstaunlich, 
über alles gibt es in Deutschland 
Gutachten und Untersuchungen, 
nur was ein Tempolimit uns brin-
gen würde, darüber gibt es keine 
Untersuchung. Da müssen wir nach 
England schauen, dort gibt es jedes 
Jahr einen Bericht, wie schnell die 
englischen Autofahrer unterwegs 

sind. In Deutschland gibt es dar-
über keine Zahlen. In England wür-
de ein Tempolimit von  100 km/h, 
wenn alle sich daran hielten, eine 
Einsparung von 5 % beim CO2-
Ausstoß bringen. Tempo 120 km/h 
brächte immer noch 3 %! Das wür-
de sich bei uns in Deutschland 
noch erhöhen, wenn wir Deutschen 
im Durchschnitt schneller fahren als 
die Engländer – und davon gehe 
ich aus! 
 
Ich weiß, ich weiß, das ist alles eine 
Petitesse gegen die Umweltbelas-
tung des Flugverkehrs, aber wenn 
wir die Erderwärmung eindämmen 
wollen, müssen wir an allen Fronten 
kämpfen. 
 
Aber nun zum Gesundheitswesen. 
Oha, der Schierlingsbecher ist an 
uns vorüber gegangen! Ja, ist er das 
denn wirklich?! Es bleibt die Erhö-
hung des Krankenkassenrabatts von 
2 Euro auf 2,30 Euro, also die Sen-
kung des verbleibenden Aufschlags 
von 6,10 Euro auf 5,80 Euro. Das 
sind wieder einmal 6 bis 7 % vom 
Gewinn – so wird die „Präsenzapo-
theke“ Schritt für Schritt in die Plei-
te geführt. Ich sehe das genau, wie 
lange kann und wird es noch so 
weitergehen können?  
 
Aber nun diskutiert einmal mit 
euren Freunden, Bekannten und 
Verwandten. Das Verständnis 
für die Probleme der Apotheken 
ist im Gegensatz zu dem von 
vor fünf Jahren sehr viel besser 
geworden, aber es bleiben die 
hohen Preise der „Präsenzapo-
theke“ im Vergleich zum Aus-
land und zum Internet. Dage-
gen an zu diskutieren ist ver-
dammt schwer – jedenfalls für 
mich. Versorgung um die Ecke, 
Beratung, Arzneimittelsicher-
heit, der Schnack mit den Alten 
am Handverkaufstisch, die Blu-
me zum Frühlingsanfang, die 
Arbeitsplätze – alles Allgemein-
plätze, wo sind die Fakten, wo 
die Zahlen! Ich weiß, ich habe 
Recht, aber ich spüre auch, ich 

komme an die Menschen nicht 
wirklich heran:  „Aber, die vielen 
Apotheken, an jeder Ecke eine, und 
Pleiten? Wo denn, bei uns im Stadt-
teil hat noch eine Apotheke neu 
aufgemacht!“ 
 
Es ist zum auf die Bäume klettern, 
denn was ist das alles im Gegensatz 
von nur 
 

• einer guten Beratung, die Scha-
den am Menschen, am Patienten 
verhindert hat, 
• einem guten, praktischen Tipp 
für die Lebensführung an 
• einem Tag in jeder deutschen 
Apotheke. 
• Das sind 21.500-mal 365 Tage 
Gesundheit für unsere Mitbürgerin-
nen und Mitbürger, 
• ist das nicht Berechtigung ge-
nug? 
• Ich sage: Ja, das ist es, 
• und deshalb muss jetzt unbe-
dingt Schluss sein mit den Einspa-
rungen. 
 
Das jedenfalls ist meine Meinung 
 
  
 
Bernd Rehberg 
(für den Vorstand des VDPP) 

 

VDPP- 
Mitgliederversammlung 
2007 
 
 
8. – 10. Juni 2007 
 
 
Hanns-Lilje-Haus 
Knochenhauerstraße 33 
30150 Hannover 
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Vor der parlamentarischen Verab-
schiedung des GKV-Wettbewerbs-
stärkungsgesetzes (GKV-WSG) wur-
den im Verlauf mehrtägiger Anhö-
rungen viele Stellungnahmen dazu 
abgegeben. Die wichtigsten Betei-
ligten auf der Kosten- und Leis-
tungsträgerseite kamen zu Wort. 
Allerdings beschränkten sich fast 
alle auf lobbyistisch geprägte Aussa-
gen und verzichteten darauf, den 
Gesetzentwurf im Ganzen in gesell-
schafts- und gesundheitspolitischer 
Hinsicht zu bewerten. Eine der we-
nigen rühmlichen Ausnahmen war 
die Stellungnahme des VDÄÄ, die 
zu der Schlussfolgerung kam, dass 
mit der Einführung von Elementen 
einer Kopfpauschale und von Ele-
menten der Privaten Krankenversi-
cherung in die GKV ein weiterer 
Schritt der Transformation des auf 
Sozialausgleich beruhenden Ge-
sundheitswesens in Deutschland 
vollzogen wird. 
 
Ich teile diese Einschätzung, auch 
da, wo sie vor der drohenden Priva-
tisierung unserer solidarisch organi-
sierten Gesetzlichen Krankenversi-
cherung warnt. Ergänzend hinzufü-
gen möchte ich, dass die Anfänge 
dieses einst unauffällig scheibchen-
weise eingeleiteten Prozesses weit 
zurückreichen, mindestens bis zum 
Beginn der 80er-Jahre. Es begann 
mit der Einführung einer geringen 
Rezeptblattgebühr für Arzneimittel, 
die schon bald in eine Arzneimittel-
zuzahlung pro Verordnung über-
führt wurde sowie ersten Leistungs-
ausgrenzungen. Spätestens mit den 
Beschlüssen von Lahnstein 1992 
unter der gesundheitspolitischen 
Verantwortung von Minister Seeho-
fer (CSU), die den Wettbewerb zwi-
schen den Gesetzlichen Krankenkas-
sen einführten, wurden die von der 
Politik damit verfolgten Deregulie-
rungs- und Ökonomisierungsab-
sichten der GKV offenkundig.  
 
Ideologisch flankiert wurden diese 
Maßnahmen von neoliberalen „think 
tanks“ und den ihnen nahe stehen-

den Experten in der Rolle hoch do-
tierter Hilfstruppen der politischen 
Exekutive (sog. Expertenkommissio-
nen). Regierungskoalitionen aller 
Couleurs von schwarz-gelb über 
schwarz-rot bis rot-grün ließen sich 
als „Vollstrecker“ des eingeleiteten 
Ökonomisierungs- und Privatisie-
rungsprozesses instrumentalisieren. 
Die seit Beginn der 80er-Jahre ver-
abschiedeten Kostendämpfungs- 
und Reformgesetze vom Kranken-
versicherungskostendämpfungsge-
setz 1983 über das Gesundheitsre-
formgesetz 1989, das Gesundheits-
strukturgesetz 1992, das Beitrags-
entlastungsgesetz 1996, das 1. und 
2. GKV-Neuordnungsgesetz 1997 
bis hin zum Gesundheitsmoderni-
sierungsgesetz 2004 und GKV-
Wettbewerbsstärkungsgesetz 2007 
bilden jeweils Etappen auf dem ge-
duldig aber hartnäckig verfolgten 
Weg in die ordnungspolitisch sich 
verändernde gesundheitliche Ver-
sorgungslandschaft neoliberaler 
Prägung.  
 
Neue Begriffe markieren diesen 
Wandel, der für den Sozialstaat und 
seine Wertvorstellungen zur Bedro-
hung geworden ist. Der gesetzlich 
Krankenversicherte hat sich daran 
gewöhnt, als Kunde wahrgenom-
men zu werden, der bei einem Ser-
viceunternehmen versichert ist und 
Gesundheitsprodukte oder -
dienstleistungen nachfragt. Aus 
dem leidenden Patienten wurde der 
eigenverantwortlich handelnde 
mündige Bürger, aus dem Arznei-
mittel eine Ware. 
 
Mit dem GKV-WSG hat die endgül-
tige Demontage des Solidaritäts-
prinzips die Zielgerade erreicht. Das 
Tempo, mit dem jetzt ganz unver-
hohlen auf die Auflösung der Soli-
dargemeinschaft der GKV hingear-
beitet wird, hat zuvor mit dem von 
Rot-Grün ein- und durchgebrachten 
Gesundheitsmodernisierungsgesetz 
eine deutliche Beschleunigung er-
fahren u. a. über enorme Zuzah-
lungsausweitungen, weitere Leis-

tungsausgrenzungen, Wettbe-
werbsverschärfungen innerhalb des 
GKV-Systems, die Übernahme von 
Privatisierungselementen aus der 
Privaten Krankenversicherung wie 
Kostenerstattungs-, Prämien- und 
Selbstbehaltsregelungen für freiwil-
lig Versicherte, die jetzt erlaubte 
früher als wettbewerbswidrig verur-
teilte Vermittlung von privaten Zu-
satzversicherungen durch die ge-
setzlichen Kassen, die Abschaffung 
der Härtefallregelung für sozial Be-
nachteiligte und die Einführung der 
Praxisgebühr beim Arztbesuch. Alle 
diese Maßnahmen gehen vor allem 
zulasten von finanzschwachen Be-
völkerungsgruppen und verschärfen 
den Trend der Risikoselektion inner-
halb des GKV-Systems. Ganz offen-
bar wurde von der Politik dabei bil-
ligend in Kauf genommen, dass ei-
ne wachsende Zahl von GKV-
Mitgliedern trotz ihrer gesetzlich 
garantierten Rechte auf eine ausrei-
chende humane medizinische Ver-
sorgung gem. SGB V diese nicht 
mehr realisieren kann, weil ihnen 
die für Zuzahlungen und Praxisge-
bühr erforderlichen Finanzen nicht 
zur Verfügung stehen. Sozial und 
finanziell Benachteiligte wie Hartz-
IV-Empfänger, Sozialhilfebezieher, 
Heimbewohner, behinderte und 
chronisch kranke Menschen, Bafög-
Studenten und Wohnungslose wer-
den an der Wahrnehmung ihrer ge-
sundheitlichen Rechte gehindert. 
Die Solidarität des Starken mit dem 
Schwachen kommt nicht mehr zur 
Wirkung.  
 
Gleichzeitig wurde Besserverdienen-
den die Möglichkeit eröffnet, vom 
Gesetzgeber gestrichene Leistungen 
durch private Zusatzversicherun-
gen „zurückzukaufen“. Besserver-
dienende belastet der ausgeweitete 
Trend zur Privatisierung gesund-
heitlicher Risiken finanziell weniger, 
während der Obdachlose am Bahn-
hof Zoo in Berlin zehn Euro erbet-
teln muss, um die im Bahnhof an-
gebotene ärztliche Betreuung in 
Anspruch nehmen zu können. 

Der Systemwechsel kommt durch die Hintertür  
 
von Ingeborg Simon 
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Dieser mit dem GMG sanktionierte 
Entsolidarisierungsprozess erfährt 
jetzt mit dem GKV-WSG eine noch-
malige Steigerung u. a. mit der 
 

• Einführung einer einkommens-
unabhängigen Kopfpauschale 
für alle GKV-Mitglieder, 

 

• Verschärfung des Verschuldens-
prinzips, 

  

• Aufweichung der Überforde-
rungsklausel für chronisch Kran-
ke, 

 

• Ausweitung von Teilkasko-, 
Selbstbehalts-, Prämien- und 
Kostenerstattungsmodellen auf 
alle GKV-Mitglieder, die es sich 
finanziell und gesundheitlich 
leisten können und dafür mit 
Prämien und Beitragsrückerstat-
tungen aus dem Kassentopf be-
lohnt werden,  

 

• Nichtanrechnung von Kranken-
hauspauschalen auf die Überfor-
derungsregelung, 

  

• Zuzahlung für verordnete inno-
vative Arzneimittel, wenn der 
Hersteller sich nicht zur Einhal-
tung eines Höchstbetrages be-
reit erklärt, 

  

• Ausdünnung einer flächende-
ckenden wohnortnahen Versor-
gung durch die Reduzierung der 
Anbieterzahlen (bei Hilfsmitteln 
und im Rahmen von Sonderver-
trägen).  

 
Alle diese Maßnahmen treffen arme 
und kranke Menschen ganz beson-
ders, da sie größeren gesundheitli-
chen Gefährdungen ausgesetzt sind 
und von daher einen höheren Ver-
sorgungsbedarf haben, den sie aber 
wegen der damit verbundenen Zu-
zahlungen nicht befriedigen kön-
nen. Gleichzeitig werben die Kassen 
in einem harten Verdrängungswett-
bewerb untereinander mit Anreiz- 
und Belohnungsinstrumenten um 
sog. gute Risiken.  
 
Seit vielen Jahren werden die bei 
uns beschlossenen und umgesetz-
ten „Gesundheitsreformen“ mit ih-
rem wachsenden Anteil an GKV-
fremden d. h. unsozialen Elementen 
auch vom Europäischen Gerichtshof 
mit großer Aufmerksamkeit ver-

folgt. Deutsche Kommentare zur 
EuGH-Rechtssprechung im Bereich 
der Sozialversicherung warnen im-
mer öfter vor den wettbewerbs-
rechtlichen Folgen der Deregulie-
rung und Entsolidarisierung in der 
GKV. In einem interessanten Aufsatz 
vom November 2006 (Soziale Si-
cherheit 11/06) macht Prof. R. 
Schlegel, Richter am Bundessozial-
gericht in Kassel, darauf aufmerk-
sam, dass der Europäische Gerichts-
hof bisher noch anerkennt, dass die 
Träger unserer Sozialversicherung 
im Leistungsbereich keine wirt-
schaftliche Tätigkeit ausüben im 
Sinne des europäischen Wettbe-
werbsrechts, weil sie nach dem 
Grundsatz der Solidarität rein sozia-
le Zwecke erfüllen ohne jegliche 
Gewinnerzielungsabsicht. Unter 
Verweis auf das GKV-WSG fährt 
Prof. Schlegel dann fort: „Je mehr 
die Sozialversicherungsträger nach 
Prinzipien und Gesichtspunkten der 
privaten Versicherungswirtschaft 
agieren dürfen, desto eher liegt ei-
ne wirtschaftliche und keine soziale 
Tätigkeit vor, mit der Folge, dass 
das europäische Wettbewerbsrecht 
zur Anwendung gelangen kann. 
Dies gilt erst recht, wenn der Ge-
setzgeber den Kassen selbst klassi-
sche wettbewerbssichernde Maß-
nahmen wie Ausschreibungen und 
Vergabeverfahren zur Pflicht macht. 
Das GKV-WSG geht diesen Weg.“ 
Er fragt sich deshalb, wie lange der 
EuGH noch bei seiner bisherigen 
Rechtsauffassung bleiben wird, also 
die Sozialversicherung nicht dem 

wettbewerblichen Unternehmens-
begriff unterwirft. Sollte der EuGH 
angesichts des in Kraft getretenen 
GKV-WSG den sozialen Charakter 
der GKV, der auf dem Grundsatz 
der Solidarität zugunsten finanziell 
und gesundheitlich benachteiligter 
Menschen beruht, nicht mehr ge-
wahrt sehen, dann wird er einen 
qualitativen Wandel des gesamten 
Steuerungssystems in der Gesund-
heitspolitik einleiten, der das Ende 
für die solidarische Krankenversiche-
rung bedeutet und die Schleusen 
für den freien Waren-, Kapital-, Per-
sonen- und Dienstleistungsverkehr 
und -wettbewerb in der Europäi-
schen Union für den Gesundheits-
dienstleistungssektor weit öffnet. 
Bolkestein-Richtlinie ante portas als 
reale Drohung dank der Einführung 
des GKV-WSG! 
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Im gesundheitspolitischen Diskurs 
wird inzwischen ganz offen über 
Sanktionen für „Vorsorgemuffel“ 
diskutiert. Anfang Februar hat 
der Bundestag beschlossen, dass 
Versicherte, die bestimmte Früh-
erkennungsuntersuchungen nicht 
wahrgenommen haben, finanziell 
stärker belasten werden. Der GID 
sprach mit dem Experten für Ge-
sundheitspolitik, Rolf Rosenbrock, 
über Sinn und Unsinn der Vorsor-
gepolitik.  
 
Herr Rosenbrock, vor kurzem wurde 
in Deutschland eine Schutzimpfung 
gegen Gebärmutterhalskrebs zugelas-

sen. Sie wird als nahezu sichere Vor-
sorgemaßnahme gegen eine Infektion 
mit bestimmten Papillomaviren und 
damit in Zusammenhang gebrach-
tem Gebärmutterhalskrebs (Zervix-
karzinom) gehandelt. Voraussetzung 
ist, dass „rechtzeitig“ – bereits im 
Alter von circa neun Jahren, noch vor 
dem ersten „sexuellen Kontakt“ – 
geimpft wird. Wie sind diese Verspre-
chen ihrer Ansicht nach zu beurtei-
len?  
 
Am Zervixkarzinom erkranken der-
zeit in Deutschland circa 6.000 
Frauen, circa 2.000 sterben jährlich 
daran. Gleichzeitig ist das Zervixkar-

zinom eine der wenigen Krebsar-
ten, bei denen eine Virusinfektion 
eine notwendige aber keine hinrei-
chende Bedingung der Krankheits-
entwicklung ist. Wenn es gelingt 
durch eine Impfung, wie jetzt ver-
sprochen, 60 bis 70 Prozent dieser 
Infektionen sicher zu verhindern 
und entsprechend die Entstehung 
des Zervixkarzinoms zu senken, 
wäre das ein Fortschritt.  
 
Im US-Bundesstaat Michigan wurde 
im September letzten Jahres ein Ge-
setz erlassen, dass die Impfung für 
Mädchen ab der sechsten Klasse ver-
pflichtend macht. Sind solche Forde-
rungen im derzeitigen Vorsorge-
Diskurs auch in Deutschland wieder „
salonfähig“ geworden?  
 
Über die Situation in den USA weiß 
ich nichts. Ich glaube, das Problem 
bei Zervixkarzinom ist, wie bei den 
meisten Krankheiten, dass Men-
schen aus sozial benachteiligten 
Schichten daran wesentlich häufi-
ger erkranken als Menschen aus 
besser gestellten Schichten. Gleich-
zeitig erreichen Früherkennungsun-
tersuchungen und auch Impfungen 
Menschen aus unteren Sozialschich-
ten schlechter. In Deutschland halte 
ich eine Pflichtimpfung auf Zervix-
karzinom für unwahrscheinlich. Es 
gibt in Deutschland keine Pflicht-
impfung. Alle Impfungen sind frei-
willig, und wir sind darauf angewie-
sen, im Falle wichtiger und erfolg-
reicher Impfungen durch Mobilisie-
rung und Überzeugungsarbeit die 
Teilnahme zu erreichen. Eine 
Pflichtimpfung wäre mit der deut-
schen Rechtslage kaum vereinbar.  
 
Im gesundheitspolitischen Diskurs 
wird aber inzwischen ganz offen über 
Sanktionen für „Vorsorgemuffel“ dis-
kutiert. Beispielsweise gibt es den Vor-
schlag, erkrankte Versicherte, die be-
stimmte Früherkennungsuntersuchun-
gen nicht wahrgenommen haben, 
finanziell stärker zu belasten. So sieht 
es jedenfalls der Regierungsentwurf 
für ein Gesetz zur Wettbewerbsstär-

Schuldprinzip: ein Fuß in der Tür  
 

Interview mit Rolf Rosenbrock  
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kung der gesetzlichen Krankenversi-
cherung (GKV) (1) vor. Was ist genau 
geplant und welche Vorsorgeuntersu-
chungen beziehungsweise Erkrankun-
gen sind davon betroffen?  
 
Es ist derzeit noch nicht absehbar, 
was letztlich im Gesetz stehen wird. 
In der von Ihnen zitierten Fassung 
war vorgesehen, dass Versicherte, 
die angebotene Früherkennungsun-
tersuchungen nicht in Anspruch 
nehmen und dann die Zielkrankheit 
entwickeln, künftig zwei Prozent, 
statt bisher ein Prozent ihres Brutto-
einkommens als Zuzahlung zu leis-
ten haben. Das heißt, die Höhe der 
Belastungsgrenze würde für diese 
Patienten zur Strafe glatt verdop-
pelt werden. Das ist angesichts des 
sehr unklaren Nutzens vieler Früher-
kennungsuntersuchungen nicht 
vertretbar. Bei Brustkrebs halte ich 
es zum Beispiel durchaus für not-
wendig, dass eine Frau sich auf-
grund genauer Kenntnisse der er-
wünschten und unerwünschten 
Wirkungen von Früherkennungsun-
tersuchungen auch dagegen ent-
scheiden können muss, ohne dafür 
bestraft zu werden.  
 
Das Nordic Cochrane Centre in Ko-
penhagen (2) kommt in einer neuen 
Übersicht zu einer äußerst kritischen 
Bewertung der Mammographie. So 
wird die Reduktion der Brustkrebs-
sterblichkeit von den häufig genann-
ten 30 Prozent auf 15 Prozent nach 
unten korrigiert. Welche Rolle spielen 
solche wissenschaftlichen Untersu-
chungen?  
 
Sicherlich ist es gut, dass wir mitt-
lerweile weltweit Cochrane-Zentren 
haben, die Evidenz, das heißt Wirk-
samkeitsbelege, für medizinische 
Interventionen gründlich untersu-
chen. Und nach diesen Untersu-
chungen müssen 2.000 Frauen zwi-
schen 40 und 64 Jahren zehn Jahre 
regelmäßig an qualitativ sehr gut 
gemachten Früherkennungsunter-
suchungen teilnehmen, damit eine 
einzige von ihnen länger überlebt. 
Bei zehn der 2.000 Frauen wird 
fälschlicherweise Brustkrebs diag-
nostiziert. Sie werden unnötigerwei-
se behandelt und damit auch stark 
psychisch und gesundheitlich be-
lastet. Hinzu kommt, dass 200 von 

den 2.000 Frauen zunächst erst 
einmal mit einer falsch positiven 
Diagnose konfrontiert werden, die 
dann erst im weiteren Verlauf abge-
klärt werden kann. Wir müssen im-
mer zur Kenntnis nehmen, dass bei 
Früherkennungsuntersuchungen 
ganz regelmäßig zunächst einmal 
mehr falsch positive als richtig posi-
tive Ergebnisse anfallen. Es gibt 
praktisch bei jeder medizinischen 
Intervention nicht nur erwünschte, 
sondern immer auch unerwünschte 
Wirkungen. Dabei liegen diese Wir-
kungen oft auf unterschiedlichen 
Ebenen, so dass es nicht leicht ist, 
sie gegeneinander fair abzuwägen. 
Die moderne Gesundheitswissen-
schaft plädiert in diesen Fällen da-
für, sehr viel mehr Verantwortung 
und das heißt auch, Information 
und Kompetenz bei den Versicher-
ten und Patienten zu entwickeln. 
Der Regierungsentwurf zum GKV-
Wet tbewerbs s tä rkungsgeset z 
spricht aber exakt die gegenteilige 
Sprache. Er ist ein Schlag gegen 
den Gedanken der Patientenbeteili-
gung und setzt stattdessen auf au-
toritäre Formen, Normen und Be-
strafungen.  
 
Im Ratgeber „Untersuchungen zur 
Früherkennung Krebs. Nutzen und 
Risiken“ der Stiftung Warentest (3) 
werden die meisten Untersuchungen 
als nicht sinnvoll bewertet. Sind diese 
Ergebnisse ernst zu nehmen?  
 
Die Untersuchungen der Stiftung 
Warentest folgen der von mir eben 
genannten Entscheidungsregel: 
erwünschte und unerwünschte Wir-
kungen zu ermitteln und dann ge-
geneinander abzuwägen. In der 
Pharmakologie, in der gesamten 
Medizin und auch in der Gesund-
heitspolitik sollte die Regel gelten, 
dass eine Maßnahme nur dann er-
griffen werden darf, wenn die er-
wünschten Wirkungen erheblich 
sind, mit hinreichender Wahr-
scheinlichkeit eintreffen und erheb-
lich größer sind als die unerwünsch-
ten Wirkungen. Außerdem müssen 
die unerwünschten Wirkungen ins-
gesamt tolerabel sein. Diese Ent-
scheidungsregel lässt natürlich im 
Einzelfall viel Luft für Diskussionen 
und Kontroversen, die man sicher-
lich nicht - wie es im Fall des Ge-

setzentwurfes geschehen ist - allein 
von Politikern und medizinischen 
Kapazitäten ohne Beteiligung von 
Patientenvertretern führen kann.  
 
Werden Ihrer Meinung nach die Kon-
troversen, die es in der Fachwelt zu 
den Früherkennungsuntersuchungen 
gibt, in der Gesundheitspolitik berück-
sichtigt?  
 
Das ist von Fall zu Fall verschieden. 
Generell ist es ein sehr großes Prob-
lem, wissenschaftliche Ergebnisse in 
den politischen Entscheidungspro-
zess einzubringen, weil Politik nach 
anderen Kriterien und oft auch 
nach anderer Logik entscheidet als 
Wissenschaft. Was die Früherken-
nungen betrifft, so muss man glau-
be ich darauf hinweisen, dass von 
Medizinern durchgeführte Maßnah-
men immer eine erheblich bessere 
Durchsetzungschance in der Politik 
haben als zum Beispiel Maßnahmen 
der nicht-medizinischen Primärprä-
vention. Das liegt einfach daran, 
dass der medizinische Apparat eine 
sehr viel bessere Lobby im Politikbe-
reich hat.  
 
Es finden zunehmend wissenschaft-
liche Ergebnisse zu Kosten-
Effektivitäts-Bewertungen Eingang 
in die Entscheidungen der Politik. 
Daran kann kein Zweifel bestehen. 
Aber man kann sehr wohl darüber 
streiten, ob sich diese Tendenz 
schnell und stark genug durchsetzt. 
Und sicherlich wird es nicht funktio-
nieren, wenn nicht immer wieder 
Druck ausgeübt wird. Denn wenn 
kein Druck ausgeübt wird, dann 
regeln das im Zweifel immer die für 
Intervention votierenden Mediziner 
und Politiker unter sich. Und das 
muss nicht immer Ergebnisse ha-
ben, die für die Versicherten und 
Patienten gut sind.  
 

Die geplante Regelung würde bedeu-
ten, dass Versicherte nicht mehr 
selbstbestimmt über Früherkennungs-
untersuchungen entscheiden dürfen. 
Im Gegenteil, mit der geplanten fi-
nanziellen Belastung würde das Ver-
schuldungsprinzip Realität. Wie ist 
das zu beurteilen?  
 

Nach wissenschaftlichen Maßstä-
ben ist die Evidenz für Früherken-
nungsuntersuchungen auf Zervix-
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karzinom, Brustkrebs, Darmkrebs 
sowie auch für Bluthochdruck, Zu-
cker und Herz-Kreislauf-Erkrankun-
gen gegeben. Für alle anderen Frü-
herkennungs-Screenings gibt es 
keine hinreichende Evidenz nach 
den internen Maßstäben der Wis-
senschaft. Eine zweite Frage ist das 
Verschuldensprinzip. Wir haben seit 
1883 in Deutschland eine verschul-
densunabhängige Krankenversiche-
rung und das hat auch gute histori-
sche und sozial friedensstiftende 
Gründe. Denn wenn man zum Bei-
spiel die Finanzierung der Kranken-
versorgung von Verschulden ab-
hängig machen wollte, müsste man 
zweifellos auch Arbeitgeber heran-
ziehen, die durch schlechte Organi-
sation und Stress überdurchschnitt-
lich hohe Krankenstände produzie-
ren. Das Prinzip der Verschuldensu-
nabhängigkeit ist im gegenwärti-
gen Gesetzentwurf stark beschä-
digt. Da wird zwar noch ganz 
harmlos davon ausgegangen, dass 
die gesundheitlichen Folgen von 
medizinisch nicht indizierten Ein-
griffen wie Piercings oder Tattoos 
nicht mehr voll von der GKV be-
zahlt werden sollen. Aber dies ist 
wie oft in der Gesundheitspolitik 
nur ‚der Fuß in der Tür’. Wenn die 
Tür dann weiter aufgeht, stehen 
dort nicht mehr nur Spaßthemen 
wie Piercing und Tattoo, sondern 
sicherlich auch Rauchen, Bewe-
gungsmangel und ungeschützter 
Geschlechtsverkehr als     –      Zitat:  
„medizinisch nicht indiziertes Ver-
halten“ –  als verschuldensauslö-
send auf der Tagesordnung. Das 
aber wäre Versicherung nach dem 

individuellen Risiko und nicht mehr 
wie heute Versicherung nach der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
des/der Einzelnen. Das wäre das 
Ende der GKV.  
 
Das Interview führte Jana Böhme  
 
(1) Entwurf eines Gesetzes zur Stär-
kung des Wettbewerbs in der Ge-
setzlichen Krankenversicherung 
(GKV-Wettbewerbsstärkungsge-
setz – GKV-WSG) vom 25.10.2006, 
Gesetz und Dokumente zur Anhö-
rung unter  
www.die-gesundheitsreform.de  
 

(2) Die Cochrane Collaboration ist 
ein weltweites Netz von Wissen-
schaftlern und Ärzten, dessen Ziel 
es ist, systematische Übersichtsar-
beiten zur Bewertung von medizini-
schen Therapien und Untersuchun-
gen zu erstellen, aktuell zu halten 
und zu verbreiten. www.cochrane.
org/ und www.cochrane.de/de/
index.htm  
 
(3) Untersuchungen zur Früherken-
nung Krebs. Nutzen und Risiken, 
Stiftung Warentest, 2005.  
 
Das Interview erschien im Gen-
ethischen Informationsdienst 180, 
Feb./März 2007, http://www.gen-
ethisches-netzwerk.de/. Wir danken 
Jana Böhme, Prof. Rosenbrock und 
dem GID für die Genehmigung zum 
Abdruck.  

Prof. Dr. rer. pol. Rolf Rosenbrock, Jg. 
1945, Wirtschafts-, Sozial- und Ge-
sundheitswissenschaftler, ist Leiter der 
Forschungsgruppe Public Health im 
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozi-
alforschung (WZB) und lehrt Gesund-
heitspolitik u. a. an der Technischen 
Universität Berlin. Seine wichtigsten 
Themen sind die sozial bedingten Un-
gleichheiten von Gesundheitschancen, 
Präventionspolitik, betriebliche Ge-
sundheitsförderung, sowie Steuerung 
und Finanzierung der Krankenversor-
gung. Er betreibt seit den 70er Jahren 
Gesundheitsforschung und Politikbera-
tung und ist u.a. Mitglied im Sachver-
ständigenrat für die Begutachtung der 
Entwicklung im Gesundheitswesen 
(SVR-G), Vorsitzender des wissen-
schaftlichen Beirats der Bundeszentra-
le für gesundheitliche Aufklärung 
(BZgA), Mitglied des Nationalen Aids-
Beirates (NAB) sowie des Vorstandes 
der Deutschen Gesellschaft für Public 
Health (DGPH) etc.  

Lexikon  
 

Als Primärprävention gilt das Vor-
beugen von Krankheiten. Das heißt, 
dass die Eintrittswahrscheinlichkeit 
von Krankheiten verringert werden 
sollen. Hierzu zählen viele vom Indi-
viduum nicht beeinflussbare Fakto-
ren (Bildung, Einkommen, Stellung 
im Beruf, physische, psychische 
und soziale Belastungen), aber bei-
spielsweise auch eine ausgewogene 
Ernährung, Bewegung, die Folsäu-
re-Gabe in der Schwangerschaft, 
die Jodierung von Speisesalz. Einge-
schlossen in die Primärprävention 
ist auch die Verminderung von Risi-

kofaktoren wie Rauchen und Alko-
holkonsum. Zudem werden Imp-
fungen darunter gefasst, da durch 
Impfungen Infektionskrankheiten 
wie Tetanus, Diphtherie und Kin-
derlähmung verhindert werden 
können.  
 

Davon abzugrenzen ist die Sekun-
därprävention. So soll eine Krank-
heit durch Früherkennungsmaß-
nahmen in einem möglichst frühen 
Zeitpunkt der Entstehung behan-
delt werden können. Bei der Früh-
erkennung handelt es sich um eine 
vorverlegte Erst-Diagnose. Hierun-
ter fallen alle Maßnahmen der 

Krebsfrüherkennung wie zum Bei-
spiel die Mammographie oder die 
Koloskopie.  
 

Der Begriff Evidenz-basierte Medi-
zin steht für eine „beweisgestützte 
Heilkunde“. Das heißt, es soll der 
wissenschaftliche Beweis geführt 
werden, dass eine medizinische 
Maßnahme sinnvoll ist. Ein zentra-
ler Punkt der Evidenz-basierten Me-
dizin ist, dass der Patient durch Auf-
klärung in medizinische Entschei-
dungen mit einbezogen werden 
soll. (Jana Böhme)  
 
Quelle: http://de.wikipedia.org/  
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Das GKV-WSG hat viel mehr Aus-
wirkungen auf den Arzneimittelbe-
reich als nur unmittelbar die Offizin-
apotheke betreffend. Davon wurde 
aber in der Standespresse nach mei-
nem Eindruck eher wenig berichtet. 
 

Diese Gesetzesänderungen betref-
fen sowohl das SGB V als auch viele 
andere einschlägige Gesetze und 
Verordnungen wie das Apotheken-
gesetz, die Apothekenbetriebsord-
nung, die Arzneimittelpreisverord-
nung usw. 
 

Während viele neue Bestimmungen 
erst mit zeitlicher Verzögerung gel-
ten, werden alle die Arzneimittel 
betreffenden Bestimmungen mit In-
Kraft-Treten des GKV-WSG ab 
1.4.2007 wirksam. 
 
Folgende Änderungen wurden  
beschlossen: 
 
Kosten-Nutzen-Bewertung von 
Arzneimitteln 
 
Die Nutzenbewertung ist durch das 
Gesundheitsmodernisierungsgesetz 
2004 im SGB V neu geregelt wor-
den. Damals wurde das „Institut für 
Qualität und Wirtschaftlichkeit im 
Gesundheitswesen“ (IQWiG) ge-
gründet, über das im letzten VDPP-
Rundbrief berichtet wurde, und mit 
der Nutzenbewertung beauftragt. 
Dieser Auftrag wurde nun auch auf 
die Kostenbewertung (im Zusam-
menhang mit der Nutzenbewer-
tung) erweitert, insbesondere für 
erstmals verordnungsfähige patent-
geschützte Arzneimittel mit neuen 
Wirkstoffen. 
 
Angesichts der Tatsache, dass wir 
immer noch keine Positivliste ha-
ben, ist diese Aufgabe – auch im 
internationalen und europäischen 
Vergleich – überfällig und daher 
sehr begrüßenswert. 
 
Leider soll die Bewertung erst erfol-
gen, wenn die Mittel bereits auf 
dem Markt sind. Am Beispiel von 
Sortis oder auch der Analoginsuline 
ist aber deutlich geworden, wie 

schwer Konsequenzen einer solchen 
Bewertung wie etwa Preissenkun-
gen oder Verordnungseinschrän-
kungen umzusetzen sind, wenn 
Arzneimittel sich erst einmal auf 
dem Markt etabliert haben. 
 
Außerdem drängt sich der Eindruck 
auf, dass viele neue Bestimmungen 
in dem Gesetz, die die Bewertungs-
verfahren des IQWiG betreffen, ge-
eignet sein könnten, Sand ins Ge-
triebe dieser Arbeit zu werfen. 
 
Höchstpreise für  
patentgeschützte Arzneimittel 
 
Auf Basis der Kosten-Nutzen-
Bewertung durch das IQWiG kön-
nen die Spitzenverbände der Kran-
kenkassen Höchstpreise für patent-
geschützte Arzneimittel festlegen. 
Dabei ist der pharmazeutische Un-
ternehmer einzubeziehen, da seine 
Entwicklungskosten zu berücksichti-
gen sind. Der Höchstpreis kann 
auch mit dem pharmazeutischen 
Unternehmer direkt ausgehandelt 
werden. 
 
Im Prinzip entspricht auch diese Re-
gelung inzwischen Standards in vie-
len Ländern der Welt. Inwieweit die 
formulierten Ausnahmeregelungen 

die Bestimmung aufweichen kön-
nen, bleibt abzuwarten. 
 
Ein bitterer Kommentar in Financial 
Times Deutschland beklagt, dass 
die Industrie nun den letzten Stand-
ortvorteil in Deutschland verliere. 
Die Industrie werde kaum ihre Bü-
cher offen legen. Also werde es auf 
die „Basar-Methode“ hinauslaufen, 
und die Industrie werde die Kran-
kenkassen in den Wettbewerb um 
die volle Kostenerstattung für ihr 
Produkt zwingen. Wir sehen also: 
Kaum steht das Gesetz, schon ist 
der Kampf angesagt. 
 
Arzneimittel in klinischen  
Prüfungen zu Lasten der Gesetzli-
chen Krankenversicherung 
 
Hier soll der indikationsüberschrei-
tende Einsatz (off-label use) von zu-
gelassenen Arzneimitteln in Studien 
ermöglicht werden, was bislang 
nicht möglich war. 
 
Einerseits könnte dadurch, gerade 
im Falle seltener Erkrankungen, 
auch ein Erkenntnisgewinn organi-
siert werden, für den Krankenkassen 
bezahlen, die ohnehin die Versor-
gung ihrer Patienten finanzieren. 
Andererseits  besteht  die Gefahr 

Arzneimittel im GKV-WSG  
 
von Ulrike Faber 
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aber darin, dass Kosten für klinische 
Prüfungen von den Kassen getra-
gen werden, während die Hersteller 
später die Nutznießer der Vermark-
tung sind. 
 
Wir dürfen gespannt sein, wie diese 
neue Regelung durch den Gemein-
samen Bundesausschuss (GBA) mit 
Leben erfüllt wird. 
 
Zweitmeinung für „besondere 
Arzneimittel“ 
 
Die Verordnung von sog. Spezial-
präparaten mit hohen Jahresthera-
piekosten und erheblichem Risiko-
potenzial soll künftig in Abstim-
mung mit einem „Arzt für besonde-
re Arzneimitteltherapie“ erfolgen. 
Die inhaltliche Ausgestaltung dieser 
Vorschrift obliegt ebenfalls dem 
GBA. Die Ärzte werden von Kassen-
ärztlichen Vereinigungen und Kran-
kenkassen regional bestimmt und 
müssen ihre Beziehungen zur In-
dustrie einschließlich Art und Höhe 
von Zuwendungen offen legen. 
  
In der Tat ist nicht mehr jede Arz-
neimitteltherapie von „normalen“ 
Ärzten durchführbar. Zunehmend 
wird Spezialwissen benötigt. Schon 
heute werden viele dieser Arznei-
mittel in Spezialpraxen und Hoch-
schulambulanzen verordnet; mögli-
cherweise stellt sich jedoch die Ver-
sorgung in Flächenstaaten anders 
dar.  
 
Pharmakritisch wird immer wieder 
beklagt, wie wenige Ärzte noch un-
abhängig arbeiten. Bezeichnungen 
wie „Mietmäuler“ oder „habilitierte 
Pharmareferenten“ beschreiben die 
Interessenlagen. Da es hier beson-
ders um Versorgungsqualität 
(Schutz vor Über- und Fehlversor-
gung) und um hohe Ausgaben 
geht, wird es für die wirksame Um-
setzung entscheidend sein, ob qua-
lifizierte und unabhängige Ärzte 
ausgewählt werden. 
 
Vereinfachung der  
Wirtschaftlichkeitsprüfung  
 
Die  bisherige Zweistufigkeit der 
Überprüfung der wirtschaftlichen 
Verordnungsweise der Ärzte wird 
auf ein einfacheres Verfahren umge-

stellt; es lässt aber allen Beteiligten 
vor der Festlegung von Regressen 
ein Widerspruchsrecht. 
 
Anpassung der Aut-idem-
Regelung an Rabattverträge 
 
Apotheken werden verpflichtet, Ra-
battverträge der Kassen nach § 
130a bei der Aut-idem-Auswahl zu 
berücksichtigen. 
 
Einerseits scheint es sinnvoll, den 
Rabattverträgen dadurch mehr Ge-
wicht zu geben. Andererseits wird 
dadurch auch die politische Absicht 
konterkariert, den Apotheken ein 
kleineres Warenlager zu ermögli-
chen. 
 
Verhandlungen über  
Zytostatikapreise 
 
Die Versorgung mit Zytostatikazu-
bereitungen durch Apotheken kann 
durch Verträge von Kassen mit Apo-
theken sichergestellt werden; dabei 
können auch Preisabschläge ver-
handelt werden. 
 
Die derzeit geltenden Einkaufsbe-
dingungen für Zytostatika und die 
Regelungen der Hilfstaxe ermögli-
chen herstellenden Apotheken z. T. 
exorbitante Gewinne. Hier die Fest-
preisbindung zu lockern, ist sicher-
lich  ein  sinnvoller  und 
überfälliger Schritt. 
 
Erhöhung des Apothe-
kenrabatts an Kranken-
kassen 
 
Der bisherige Rabatt wird 
von 2 Euro auf 2,30 Euro 
erhöht. Daraus werden 
Mehrbelastungen für die 
Apotheken in Höhe von 
150 Mio. Euro entstehen. 
 
Verzichtet wurde dafür in 
der letzten Aushandlungs-
phase des Gesetzes auf die 
Einbeziehung der Apothe-
ken in Rabattverhandlun-
gen, mit denen 1,1 Mrd. 
Euro Einsparpotenzial ge-
hoben werden sollte. Mit 
500 Mio. Euro sollten die 
Apotheker dafür haften. 
Für Rabattverhandlungen 

werden nun die Kassen weiterhin 
allein verantwortlich bleiben. Die 
Apotheker können sehr zufrieden 
sein. 
 
Die so ausgehandelte Regelung 
wird in der pharmazeutischen Fach-
presse als Erfolg gewürdigt; die 
Standesführung hat sich bei den 
politisch aktiven Kolleginnen und 
Kollegen bedankt. 
 
Eine Anpassung des Rabatts hat das 
Gesetz für 2009 auferlegt. Ange-
sichts weitergehender Diskussionen 
über zu hohe Distributionskosten in 
Deutschland wird es bei der gerade 
erreichten Beruhigung in den öf-
fentlichen Apotheken nicht bleiben. 
 
Auseinzelung 
 
Die Abgabe von Teilmengen wird 
geregelt. Dabei werden Probleme 
der Arzneimittelsicherheit und Wirt-
schaftlichkeit zu sichern sein. 
 
Weiterverwendung von nicht  
verbrauchten Betäubungsmitteln 
 
In Gemeinschaftseinrichtungen 
(Alten- und Pflegeheimen, Hospi-
zen) können BTM weiterverordnet 
und auch an Apotheken zurückge-
geben werden. 
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Während sich die augenblickliche 
Diskussion der Suchttherapieexper-
ten in Deutschland fast ausschließ-
lich auf die Schweiz und inzwischen 
auch die Niederlande als Aushänge-
schilder einer erfolgreichen Regel-
versorgung u. a. mit Diamorphin 
(entspricht Heroin bzw. Diacetyl-
morphin) bei bestimmten Gruppen 
Heroinabhängiger fokussiert, bleibt 
die Situation in Österreich fast un-
beachtet. 
 
Hier wurden erstmals seit 1992 bei 
Patienten mit einer Heroinabhän-
gigkeit, die eine Intoleranz bzw. 
Nebenwirkungen auf Methadon 
aufwiesen, Therapieversuche mit 
retardiertem Morphin durchge-
führt. 
 
Morphin wird von den österreichi-
schen Patienten gut akzeptiert, 
führt zu einer hohen Haltequote 
und damit zum Erreichen eines 
wichtigen Zielparameters in der 
Erhaltungstherapie.  
 
Bewertung des österreichischen 
Konzeptes unter pharmakologisch-
pharmakokinetischen Aspekten 
 
Heroin (Diacetylmorphin) ist als 
Vorstufe (Prodrug) von Morphin im 
menschlichen Organismus anzuse-
hen, da nach seiner intravenösen 
Verabreichung innerhalb weniger 
Minuten u.a. die stark wirksamen 
Stoffwechselprodukte Morphin und 
Morphin-6-glucuronid sowie Mor-
phin-6-sulfat entstehen. Auf Grund 
seiner höheren Lipophilie flutet He-
roin im Vergleich zu intravenös ver-
abreichtem Morphin schneller im 
ZNS an und erzeugt dabei vorüber-
gehend eine stark euphorisierende 
Wirkung sowie intensives Wohlbe-
finden („flash“). 

Der Hauptabbauweg von Morphin 
nach oraler bzw. parenteraler Gabe 
ist die Konjugation mit Glucuron-
säure und zu einem geringeren Teil 
mit Schwefelsäure. Hierbei entste-
hen Morphin-3-glucuronid (ohne 
bedeutsame pharmakologische Ak-
tivität) sowie die morphinanalog 
wirksamen Metaboliten Morphin-
6-glucuronid und Morphin-6-
sulfat. 
 
Da der physiologische Abbauweg 
des Heroins nach seiner Deacetylie-
rung in kürzester Zeit in denjenigen 
des Morphins mündet, beruhen die 
Langzeitwirkungen des Heroins aus-
schließlich auf den pharmakologi-
schen Effekten von Morphin. 
 
Erst nach physiologischer Eliminati-
on von Morphin bzw. Morphin-6-
glucuronid treten bei Heroinabhän-
gigen massive Entzugserscheinun-
gen auf. 
 
Drogenabhängige, die frisch von 
der Szene kommen, jedoch auch 
Heroinabhängige mit psychiatri-
scher Komorbidität benötigen häu-
fig zu Beginn ihrer Substitutionsbe-
handlung eine medikamentöse Ver-
mittlung des Flash-Gefühls. Verant-
wortlich für den Wirkungseintritt im 
Sinne eines Flash sind neben Sub-
stanzeigenschaften wie Lipophilie 
oder geringer Proteinbindung ins-
besondere die Zubereitungsform 
und die Konsumtechnik. Ausschlag-
gebend für den subjektiv wahr-
nehmbaren Wirkungsverlauf im 
Sinne des gewünschten Flash sind 
weniger pharmakokinetische oder 
pharmakodynamische Substanzun-
terschiede der Opioide sondern ihre 
schnelle Anreicherung im ZNS in-
nerhalb einer möglichst kurzen In-
vasionszeit. 

Dieser Anflutungseffekt kann u. a. 
auch durch Gabe von kurz wirksa-
men Opiaten wie z. B. injizierbarem 
Morphin hergestellt werden. 
 

Morphinsubstitution  
à la viennoise ? 
 

Alle pharmakologischen Betrach-
tungen zu Heroin stellen unter dem 
Aspekt seiner sehr kurzen Eliminati-
onshalbwertszeit bei seinem Abbau 
über den Metaboliten Monoacetyl-
morphin zu Morphin hauptsächlich 
eine Diskussion über die Wirkungen 
des Betäubungsmittels Morphin 
und dessen Wirkung dar. 
 
Das Nebenwirkungsprofil von Mor-
phin ist, wie bei Heroin, deutlich 
günstiger als dasjenige von Metha-
don. Letzteres weist für einen nicht 
unwesentlichen Anteil multimorbi-
der Heroinpatienten (belastet mit 
HBV, HCV, HIV, Tbc, Systemmyko-
sen, Krampfleiden, Depressionen 
oder/und psychiatrischen Erkran-
kungen) zusätzlich zahlreiche prob-
lematische Wechselwirkungen mit 
unentbehrlichen Begleitmedikatio-
nen auf. 
 
Eine Erhaltungstherapie mit retar-
diertem, d. h. aus einer Tablette 
bzw. Kapsel verzögert freigesetztem 
und langsam im Körper anfluten-
dem Morphin kann daher eine sinn-
volle Alternative in der Substituti-
onstherapie methadonintoleranter 
Patienten darstellen. 
 
Mittlerweile ist Österreich das einzi-
ge Land, in dem die Wirkstoffe 
Morphinsulfat bzw. Morphinhydro-
chlorid in Form retardierter Arznei-
formen (Kapsel bzw. Tablette) eine 
Zulassung mit einer Indikation zur 
Therapie der Opioidabhängigkeit 
erhielten. 

Heroin: Mittel der ersten Wahl für die Erhaltungstherapie 
bei methadonintoleranten Schwerstabhängigen? 
 
Argumente zur Begründung einer Fortführung des bundesdeutschen  
Modellprojektes zur diamorphingestützten Behandlung unter Erweiterung 
mit einem Morphinstudienarm  
 
von Therese Unbehaun 
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Die therapeutischen Ergebnisse in 
Österreich finden international posi-
tive Beachtung, da sie eine weitere 
medizinische Option zur Stabilisie-
rung zahlreicher Patienten durch 
Umstellung von Heroin auf retar-
diertes Morphin beinhalten. 
 
Als Einwand gegen eine Morphin-
substitution wird das Problem der 
Verbreitung dieses Medikamentes 
auf dem Schwarzmarkt angeführt. 
 
Der Medikamentenmissbrauch ist 
kein spezielles Wirkstoffproblem des 
Morphins:  
Eine ambulante Verordnung von 
Medikamenten – auch z. B. im Be-
reich der Schmerztherapie – bein-
haltet stets die Möglichkeit der Dif-
fusion hochwirksamer Therapeutika 
in den Schwarzmarkt. In den USA 
stellen beispielsweise zerkleinerte 
opioidhaltige Matrixpflaster („
Schmerzpflaster“) begehrte Party-
drogen dar. Aus dem deutschen 
(Schwarz-)Markt erreichte uns vor 
kurzem die Information, wonach 
die missbräuchliche Kombination 
des Antidiarrhoikums Loperamid 
mit z. B. bestimmten Antihypertoni-
ka seine ursprünglich sehr geringe 
ZNS-Wirksamkeit beträchtlich stei-
gert und euphorische Zustände 
bewirkt. 

Rechtliche Bewertung 
 
Mit Blick auf die Zielparameter ‚Ver-
besserung des Gesundheitszustan-
des’ und ‚Rückgang des illegalen 
Drogenkonsums’ beschreibt ein Teil 
der Fachwelt als Ergebnis der klini-
schen Prüfung eine statistisch signi-
fikante Überlegenheit der Heroin – 
gegenüber der Methadonbehand-
lung. 
 
Derzeit können die Ergebnisse die-
ser Studie jedoch nicht als Beleg 
dafür angesehen werden, wonach 
ausschließlich Heroin als Mittel der 
ersten Wahl für die Erhaltungsthera-
pie bei methadonintoleranten 
Schwerstabhängigen betrachtet 
werden kann. 
 
Bei Heroin handelt es sich um einen 
nicht verkehrsfähigen Stoff sowohl 
der Anlage I des BtMG  (Gesetz 
über den Verkehr mit Betäubungs-
mitteln) als auch der UN-
Konvention über Suchtstoffe. 
 

Die medizinische Verschreibungsfä-
higkeit von Heroin im Rahmen der 
Erhaltungsstherapie setzt seine Um-
stufung von Anlage I in Anlage III 
zu § 1 (1) BtMG unter Änderung 
des BtMG voraus, welche aus-
schließlich gemäß § 1 (2) BtMG 

durch eine entsprechende poli-
tische Entscheidung der Bun-
desregierung realisiert werden 
kann.  

 

Zusätzlich sind erhebliche Er-
gänzungen der BtMVV 
(Verordnung über das Ver-
schreiben, die Abgabe und den 
Nachweis des Verbleibs von 
Betäubungsmitteln) hinsicht-
lich des noch nicht geklärten 
Vertriebsweges der unter ärztli-
cher Aufsicht streng individuell 
zu dosierenden parenteralen 
Applikationsform und der auf-
wändigen Sicherungsmodalitä-
ten von Heroinvorräten erfor-
derlich. 
 

Erst nach Abbau dieser rechtli-
chen Hürden wird eine – orga-
nisatorisch außerordentlich 
aufwändige und dadurch kos-
tenintensive – Regelversorgung 

mit Heroin durch die gesetzlichen 
Krankenkassen erstattungsfähig. 
 

Die Opioidabhängigkeit wird zu-
nehmend international als psychiat-
rische Erkrankung anerkannt und 
stellt höchste Ansprüche an Dia-
gnostik und Therapie inklusive einer 
unentbehrlichen psychotherapeuti-
schen Behandlung. 
 
Bekanntlich gibt es keinen Gold-
standard unter den Opioiden im 
Rahmen der Suchttherapie, da die 
vielfach bei Suchtpatienten zusätz-
lich vorhandenen psychiatrischen 
und Infektions-Erkrankungen bzw. 
deren Medikationen, daraus resul-
tierende Interaktionen sowie gene-
tisch bedingte, interindividuell un-
terschiedlich ausgeprägte Metaboli-
sierungsprofile therapeutisch be-
rücksichtigt werden müssen. 
 
Goldstandard kann hier nur die in-
dividualisierte Therapie darstellen, 
die verschiedene Optionen medika-
mentöser Erhaltungstherapien 
wahrnehmen muss. 
 
Es ist nicht auszuschließen, dass ein 
bedeutender Anteil methadoninto-
leranter Probanden der bundes-
deutschen Heroinstudie ebenso wie 
in Österreich mit Erfolg auf die o. g. 
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retardierten Morphinpräpara-
te, ggf. unter einschleichender 
Dosistitration mit parentera-
lem Morphin, umgestellt wer-
den kann. 
 
Nach § 3 (2) BtMG kann das 
Bundesinstitut für Arzneimittel 
und Medizinprodukte eine 
Erlaubnis für die in Anlage I 
bezeichneten Betäubungsmit-
tel nur ausnahmsweise zu wis-
senschaftlichen oder anderen 
im öffentlichen Interesse lie-
genden Zwecken erteilen. 
 
Der Ausnahmefall ist u. a. nur 
dann – in Analogie zu § 13 (1) 
Satz 2 BtMG – als begründet zu 
betrachten, wenn der beabsichtigte 
Zweck auch auf andere Weise, d. h. 
z. B. auch unter Berücksichtigung 
der in Anlage III BtMG verzeichne-
ten Betäubungsmittel nicht erreicht 
werden kann.  
 
Eine Fortsetzung der deutschen 
Heroinstudie mit einem zusätzli-
chen Morphinstudienarm zum 
Zwecke der Zulassung von Morphin 
zur Substitution ist daher sowohl 
von wissenschaftlichem wie auch 
öffentlichem Interesse. 
 
Morphin ist Stoff der Anlage III zu § 
1 (1) BtMG und im Gegensatz zu 
Heroin ein verkehrs- und verschrei-
bungsfähiges Betäubungsmittel. 
 
Zum jetzigen Zeitpunkt lassen sich 
die Ergebnisse eines sich abzeich-
nenden Sachverständigenstreites 
und der politischen Diskussion auf 
dem Hintergrund der Bewertung 
des bundesdeutschen Modellpro-
jektes zur diamorphingestützten 
Behandlung Opiatabhängiger noch 
nicht absehen. 
 
Nach offizieller Schätzung konsu-
mieren in Deutschland ca. 120.000 
Personen regelmäßig Heroin, dar-
unter sollen sich ca. 1.500 
Schwerstabhängige befinden. 
 
Es existieren nicht wenige zur ora-
len Schmerztherapie zugelassene, 
retardierte Morphinzubereitungen 
in Deutschland, die für eine Erhal-
tungstherapiestudie kostengünstig 
zur Verfügung stünden. 

Die Zulassung von oralem, retar-
diertem sowie auch von injizierba-
rem Morphin zum Zwecke der Sub-
stitution würde keine folgenschwe-
re Gesetzesänderung bedingen, 
sondern lediglich eine Änderung 
der BtMVV – ein sicherlich sehr 
kurzfristig durchzuführendes und 
politisch weniger umstrittenes Ver-
fahren als eine Anlagenumstufung 
von Heroin. 
 
Bei Akzeptanz der Erhaltungsthera-
pie mit oralem retardiertem Mor-
phin sind langfristig bei stabilen 
Patienten die Modalitäten einer 
Take-home-Vergabe abzuwägen. 
 
Ethische Aspekte begründen adä-
quate medikamentöse Therapieop-
tionen, die einen differenzierten 
Opioideinsatz – analog einer 
Schmerztherapie nach dem 
WHO-Stufenschema – ermögli-
chen. 
 
Diese Forderung kann nicht nur 
auf der Grundlage der Helsinki-
Deklaration für die ehemaligen 
Heroinprobanden des bundes-
deutschen Modellprojektes gelten 
sondern im Sinne einer Gleichbe-
handlung in der Folge auch für 
alle übrigen Schwerstabhängigen. 
 
 
 
Literatur: 
 
 
Hrsg. Krausz, Haasen, Naber: 
Pharmakotherapie der Sucht, 
ISBN 3-8055-7482-7 

Gabriele Fischer, Beate Kay-
er: Substanzabhängigkeit 
vom Morphintyp – State-
of-the-Art der Erhaltungs-
therapie mit synthetischen 
Opioiden (Zeitschrift: Psy-
chiatrie & Psychotherapie 
(2006) 2/2:39-54; Printed 
in Austria): Offizielles Doku-
ment der ÖGPP (http:// 
www.oegpp.at/ 
dokumente/ 
Fischer_Morphintyp_neu. 
pdf) 
 
Handbuch für Drogenkran-
ke der Stadt Wien (http:// 
www.aekwien.at/media/ 

Drogenhandbuch.pdf) 
 
Jörg Gölz: Der Einfluss der verschie-
denen Opiate auf die Therapie der 
HIV-Injektion, der HCV-Infektion 
(http://heroin.suchtmedizin.info/ 
tagung-99/goelz.htm) 
 
 
 
 
Therese Unbehaun 
 
Apothekerin für Klinische Pharmazie 
Im Stübbenberg 29 
45659 Recklinghausen 
 
Therese.unbehaun@t-online.de 
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Anwesend: Bernd Rehberg, Uschi 
Blöcker, Thomas Schulz, für die Ge-
schäftsstelle: Gudrun Meiburg, als 
Gäste: Katja Lorenz und Jürgen Gro-
ße  
 
Beginn: 14.20 Uhr  
 
TOP 1: Wahl von Versammlungs-
leiter/In und Protokollführer/In  
Leitung: Bernd Rehberg  
Protokoll: Uschi Blöcker  
 
TOP 2: Genehmigung der  
Tagesordnung        
Die Tagesordnung wurde in der 
Reihenfolge etwas abgeändert und 
als TOP 3 ein Telefonat mit Inge-
borg Simon eingefügt.  
 
TOP 3: Stellungnahme von Inge-
borg Simon zum Ergebnis des 
OVG-Urteils  
Ingeborg legte uns ausführlich die 
berufspolitische Bedeutung des Ur-
teils dar und wird eine schriftliche 
Stellungnahme zur Veröffentlichung 
in PZ, DAZ und Rundbrief ausarbei-
ten.  
 
TOP 4: Protokoll der letzten Vor-
standssitzung vom 12.07.2006  
Das Protokoll wurde ohne Änderun-
gen genehmigt.  
 

TOP 5: Beschlusskontrolle  
5c) Überarbeitete Version der 
VDPP-Vorstellung für den Pharma-
zeutenkalender ist fertig und wird 
von Bernd an Dr. Caesar von der 
DAZ verschickt.  
 

5d) Das Werbeplakat für den VDPP 
befindet sich noch immer auf Jür-
gens Rechner und soll in nächster 
Zukunft an die Regionalgruppen 
verschickt werden. Erledigt!  
 

TOP 6: Festgeldkonto ist eingerich-
tet.  
 

TOP 8: „Alarmschreiben“ ist fertig-
gestellt. BUKO hat eine Spende von 
1000,00 Euro erhalten. Ausschrei-
bungsanzeige für Vorstandsrefe-
rent/In ist im Rundbrief erschienen.  
 
TOP 10: Rundbrief Nr. 64 ist pünkt-
lich erschienen.  

 

TOP 6: Bericht aus der  
Geschäftsstelle        
Der VDPP kann ein neues Mitglied 
aus Berlin begrüßen.  
 

Ein Interessent hat uns im Internet 
gefunden und hat Infomaterial be-
kommen.  
 

Ein Mitglied ist ausgetreten.  
 

Ein Mitglied hat noch keine Beiträ-
ge für 2005 und 2006 bezahlt, trotz 
mehrmaliger – auch persönlicher – 
Aufforderungen. Gudrun setzt noch 
einmal eine Frist bis 31.01.2007, 
danach erfolgt Ausschluss aus dem 
Verein  
 

Die Abrechnung für die MV in Ber-
lin (Juni 2006) ist fertig und hat ein 
Minus von 237,38 Euro ergeben. 
Abopreis für 6 Rundbriefausgaben 
soll weiterhin 30,00 Euro betragen.  
 
TOP 7: Kassenbericht  
26.000 Euro sind als Festgeld ange-
legt. 2000 Euro befinden sich zur 
Zeit auf dem Girokonto.  
 
TOP 8: VorstandsreferentIn  
Um die ausgeschriebene Stelle hat 
sich Katja Lorenz beworben – ein 
weiterer Interessent hat uns keine 
schriftliche Bewerbung geschickt, 
so dass wir für Katja einen Vertrag 
vorgeschlagen und diskutiert ha-
ben. 1.01.2007 bis 31.12.2007; 
25,00 Euro / Stunde bei maximal 
40 Stunden monatlich. Der Vertrag 
wird vor der Unterschrift einem Ar-
beitsrechtsjuristen zur Begutach-
tung vorgelegt.        
 
TOP 9: Bericht aus den Regionen  
Hamburger treffen sich weiterhin 
regelmäßig in Abstand von 2 oder 
manchmal 4 Wochen. Tagespolitik 
und spezielle Apothekenprobleme 
werden diskutiert.  
Berlin: Treffen alle zwei Monate bei 
Ulrike Faber .            

TOP 10: Aktuelle  
Gesundheitspolitik  
Die von Thomas S. erarbeitete und 
an die Standespresse versandte Stel-
lungnahme zum Fremd- und Mehr-
besitzverbot und zu Doc Morris 
sind weder gedruckt noch kom-
mentiert worden. Allerdings wurde 
eine zitiert.  
 
Anfang 2007 will Thomas bei DAZ 
und PZ nachfragen (ab 15. Januar 
2007).    
 
TOP 11: Seminarplanung 2007  
Bisher keine Ideen und Vorschläge.  
 
TOP 12: MV 2007  
8./9./10. Juni in Hannover  
Einladung muss für Ende März er-
folgen. Ingeborg wird gebeten ei-
nen Festvortrag zu halten. Zimmer 
müssen frühzeitig gebucht werden.  
 
TOP 13: Rundbrief  
Erscheint pünktlich vor Weihnach-
ten für den Gabentisch.  
 
TOP 14: Verschiedenes  
Nächste Vorstandssitzung:  
10. März 2007,  
14 Uhr in Hamburg  
 
 
Protokoll: Uschi Blöcker     
 

Protokoll der Vorstandssitzung vom 16. Dezember 2006  
in Hamburg  
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Der VDPP stellt die Notwendigkeit 
dieses Gesetzes prinzipiell in Frage: 
Die Notwendigkeit der Umwand-
lung in eine Agentur wird im we-
sentlichen mit der Gewährleistung 
der internationalen Wettbewerbsfä-
higkeit in der Arzneimittelzulassung 
begründet. Die bisher bereits er-
folgte Umorganisation des BfArM, 
die in Folge der Gutachten des Wis-
senschaftsrates und der Task Force 
zur Verbesserung der Standortbe-
dingungen und der Innovations-
möglichkeiten der pharmazeuti-
schen Industrie in Deutschland, im 
Jahr 2005 durchgeführt wurden, 
hat bereits erkennbare Verbesserun-
gen gebracht, wie die Abgeordne-
ten Wolfgang Zöllner, MdB, sowie 
P. Friedrich, MdB, am 1. März 2007 
im Bundestag zu Protokoll gegeben 
haben. Aber in ihrer Wirksamkeit im 
Bezug auf die Effizienzsteigerung in 
der Arzneimittelzulassung ist die 
Umorganisation noch gar nicht aus-
gewertet worden.  
 
Der VDPP kann in der Änderung 
der Organisationsform der Arznei-
mittelzulassung keinen Vorteil für 
Verbraucher und Patienten erken-
nen. 
 
Im Einzelnen nimmt der VDPP zu 
folgenden Punkten Stellung: 
 
Zu § 3: 
Der VDPP begrüßt, dass die wissen-
schaftliche Forschung auf dem Ge-
biet der Pharmakovigilanz ebenso 
wie die Unterstützung durch die 
nationalen Pharmakovigilanzzen-
tren als Gesetzesauftrag formuliert 
werden. 
 
Zu § 7: 
Die Besetzung des Vorstandes se-
hen wir kritisch:  
Es ist die personelle Trennung der 
Aufgaben – AM-Zulassung und 
Pharmakovogilanz – innerhalb des 
zweiköpfigen Vorstandes geplant. 
In der Begründung zum Gesetzes-
text wird ausgeführt, dass die Len-

kungsgruppe empfiehlt, den Vor-
stand mit medizinisch-pharmazeuti-
schem und ökonomischen Sach-
verstand zu besetzen. Sollte darun-
ter zu verstehen sein, dass ein Vor-
standsmitglied Ökonom sein soll, 
hält der VDPP dies für unverant-
wortlich. Weder für die AM-
Zulassung noch für die Pharmakovi-
gilanz darf ein Vorstandsmitglied 
ohne medizinisch-pharmazeutische 
Ausbildung die Leitungsverantwor-
tung übernehmen.  
 
Darüber hinaus vermissen wir die 
Zuordnung der Verantwortung in-
nerhalb des Vorstandes für die Auf-
gaben nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 – 4.  
 
Zu § 8: 
Die Besetzung und die Aufgaben 
des Verwaltungsrates werden u. E. 
unpräzise dargestellt. Es bleibt un-
klar, welche Qualifikationen die Mit-
glieder des Verwaltungsrates haben 
sollen und wie weitgehend die Kon-
trolle des Vorstandes durch den 
Verwaltungsrat gehen wird.  
 
Zu § 12: 
Ab 2012 ist ein konstanter, jährli-
cher Bundeszuschuss in Höhe von 
10,61 Millionen Euro für die Aufga-
ben nach § 2 Abs. 2 - 4 vorgesehen. 
Hierunter fallen Aufgaben wie Phar-
makovigilanz und Forschung zur 
Pharmakovigilanz, aber auch sonsti-
ge Forschung sowie der Betrieb der 

Bundesstellen für Betäubungsmittel, 
Grundstoffe und Medizinprodukte. 
Der VDPP bezweifelt, dass dieses 
Finanzvolumen dazu ausreichend 
dimensioniert ist und befürchtet, 
dass Geldmangel auf lange Sicht zu 
Personalabbau und damit unvoll-
ständige Aufgabenerfüllung bei der 
Sicherheitsüberwachung führen 
könnte.  
 
Zumindest sollte im Gesetz vorge-
sehen werden, die Höhe des Zu-
schusses alle zwei Jahre auf der 
Grundlage des Haushaltsplanes und 
des Jahresabschlusses zu überprü-
fen. 
 
gez. Dr. Thomas Schulz 
Vorstand des VDPP 
                                     

Stellungnahme des Vereins demokratischer  
Pharmazeutinnen und Pharmazeuten (VDPP) zum DAMA-
Errichtungsgesetz  (BT-Drucksache 16/4374) 
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Ein paar Tage hat es ja gedauert, aber nun 
ist sie da, die Antwort von Bündnis 90/Die 
Grünen auf unseren Brief vom 3. November 
2006 (vgl. RB Nr. 65, S. 15). Wir nehmen 
das Gesprächsangebot selbstverständlich 
an und bleiben am Ball.  
 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN   
Bundesvorstand 

Reinhard Bütikofer 
 

2. März 2007 
 

Verein demokratischer  
Pharmazeutinnen  
und Pharmazeuten e.V.  
Herrn Dr. Thomas Schulz  
Bramfelder Chaussee 291 
22177 Hamburg 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Schulz, 
 
vielen Dank für Ihren Brief vom 3. 
November 2006, verbunden mit der 
Bitte, die späte Antwort zu entschul-
digen. 
 
In Ihrem Schreiben kritisieren Sie un-
sere Aufforderung an die Bundesre-
gierung, das Fremd- und Mehrbesitz-
verbot bei Apotheken aufzuheben. 
Ich will Ihnen erläutern, weshalb wir 
diese Forderung aufstellen: 
 
Wir Grünen halten mehr Wettbe-
werb innerhalb des Gesundheitswe-
sens für dringend erforderlich. Und 
dies nicht als Selbstzweck, sondern 

um so die zusätzlichen Belastungen 
die auf unser Gesundheitswesen und 
die in ihm Versicherten zukommen, 
überhaupt bewältigen zu können. 
Wettbewerb ist aus unserer Sicht der 
geeignete Hebel, um wichtige Wirt-
schaftlichkeitsreserven erschließen zu 
können. Und er ist das „Entde-
ckungsverfahren“, um die Innovatio-
nen zu ermöglichen, die unser Ge-
sundheitswesen braucht, um auch 
qualitativ in einer sich schnell ändern-
den Gesellschaft leistungsfähig zu blei-
ben. Die einige Alternative dazu ist 
aus unserer Sicht das enge Korsett der 
staatlichen und verbandlichen Regu-
lierungen, das wir doch alle bis zum 
Überdruss kennen. 
 
Vor diesem Hintergrund halten wir 
die Strukturen des Arzneimittelhan-
dels in Deutschland für dringend re-
formbedürftig. Das Mehrbesitzverbot 
ist auch mit der Gesundheitsreform 
2004 nur in Ansätzen gelockert wor-
den. Die Regelung, dass ein Apothe-
ker oder eine Apothekerin neben einer 
Hauptapotheke bis zu drei Filialapo-
theken besitzen darf, hatte mehr 
symbolische als praktische Bedeu-
tung. Diese kleinteiligen Strukturen 
auf unserem Apothekenmarkt führen 
aber zu erheblichen Kosten. Einkauf, 
Organisation und EDV sind erfah-
rungsgemäß in größeren Einheiten 
wesentlich preisgünstiger. Vor allem 
aber sind die gegenwärtigen Struktu-
ren auch völlig ungeeignet, um zu 

einem lebhaften Wettbewerb unter 
den Apotheken zu kommen. Die Ein-
zugsbereiche der einzelnen Apothe-
ken sind viel zu klein, um untereinan-
der in den Wettbewerb zu treten. 
 
Für ähnlich überholt halten wir das 
Fremdbesitzverbot. Wir sehen keinen 
guten Grund dafür, dass der Betrieb 
einer Apotheke nur einem Apotheker 
erlaubt ist. Selbstverständlich muss 
beim Verkauf von Arzneimitteln die 
Qualität der Beratung gewährleistet 
sein. Dafür reicht es aber völlig aus, 
wenn in jeder Apotheke ein qualifi-
zierter Apotheker oder eine Apothe-
kerin beschäftigt werden muss. Für 
die Qualität der Beratung haben die 
Besitzverhältnisse keine Bedeutung. 
 
Fachleute rechnen mit erheblichen 
Einsparungen durch die Aufhebung 
von Fremd- und Mehrbesitzverbot. 
So kommen Prof. Dr. Gerd Glaeske 
und das Wissenschaftliche Institut der 
AOK in einem 2003 im Auftrag des 
Bundesgesundheitsministeriums ent-
standenen Gutachten („Stärkung des 
Wettbewerbs in der Arzneimittelver-
sorgung“) auf ein Einsparvolumen 
von bis zu 2 Milliarden Euro. Grundla-
ge ihrer Berechnung ist dabei der Ver-
gleich der Handelsspanne in Deutsch-
land mit den Handelsspannen in den 
Ländern, in denen entsprechende Re-
gulierungen nicht existieren. 
 
Gegen die Aufhebung des Mehr- 
und Fremdbesitzes wird häufig ein-
gewendet, dass Apothekenketten 
entstehen würden. Die könnten 
dann überhöhte Preise verlangen. 
Dieses Argument halten wir nicht für 
überzeugend. Beispiele aus dem Nah-
rungs- und Genussmittelsektor zeigen, 
dass die Bildung von Angebotsketten 
keineswegs zu steigenden Preisen füh-
ren muss. Ganz im Gegenteil. Gerade 
in diesen Bereichen ist in Deutschland 
ein sehr intensiver Preiswettbewerb zu 
beobachten, der sich nicht negativ 
auf das Angebot auswirkt. Im Übri-
gen muss - um die Ausnutzung von 
Marktmacht zu verhindern - selbst-
verständlich auch für diesen Bereich 
das Wettbewerbsrecht und die Auf-

Antwort von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
auf unseren Brief vom 3. November 2006 
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TERMINE 
Regionalgruppe Berlin 
 
Das nächste Treffen der Regional-
gruppe Berlin findet am Montag, 
dem 21. Mai 2007 um 19.30 Uhr 
in der „Buchkantine“, Essener 
Straße 11, 10555 Berlin, statt. 
Weitere Treffen sind am 16. Juli 
und am 17. September. Hierfür 
liegt der Ort noch nicht fest und 
ist zu erfragen bei Regina Schu-
mann, Tel. 030 7951471, E-Mail:  
sander.schumann@gmx.de. 
 
Regionalgruppe Hamburg 
 
Die Regionalgruppe trifft sich alle 
zwei Wochen mittwochs um 19.30 
Uhr bei Bernd Rehberg, Isestraße 
39, 20144 Hamburg. Nächste Ter-
mine: 11. und 25. April, 9. und 23. 
Mai 2007. 
 
Regionalgruppe Hessen 
 
Die Termine sind jeweils bei Christl 
Trischler, Tel. 06150 85234, E-Mail 
chri-tri@web.de oder bei Bernd 

Baehr, Tel. 069 454046, E-Mail 
rotlind-apotheke@t-online.de, zu 
erfragen. 
 
VDPP-Vorstand 
 
Die nächste Vorstandssitzung wird 
am Sonnabend, dem 19. Mai 2007 
um 14 Uhr in Berlin stattfinden. Der 
genaue Ort steht noch nicht fest 
und ist bei der Geschäftsstelle zu 
erfragen. 

VDPP-MV 2007 
 
Die Mitgliederversamm-
lung 2007 wird vom 8. bis 
10. Juni 2007 im Hanns-
Lilje-Haus, Knochenhauer-
straße 33, 30150 Hanno-
ver, stattfinden.   
 
medico international 
 
Veranstaltung „Wie kann 
Gesundheitswissen öffent-
lich gemacht werden?“ 
am 10. Mai 2007, 9 – 
18.00 Uhr, in Berlin. An-

meldung: medico international, Tel. 
069 94438-0 (siehe auch S. 19 in 
diesem Rundbrief). 
 
 
 
 
Alle Termine ohne Gewähr. Bitte 
fragt vorher bei der Geschäftsstelle 
oder bei den regionalen Kontaktleu-
ten nach, da die Termine sich gele-
gentlich verschieben können. 

sicht durch das Bundeskartellamt gel-
ten. Das ist bisher nicht der Fall, 
müsste aber parallel zu einer Aufhe-
bung von Mehrbesitz- und Fremdbe-
sitzverbot unbedingt geschehen. 
 
Außerdem wird vielfach behauptet, 
dass eine Aufhebung des Mehrbesitz-
verbots die flächendeckende Versor-
gung mit Arzneimitteln gefährdet. 
Die entstehenden Apotheken ketten 
würden sich nur die Rosinen heraussu-
chen. In strukturschwachen und länd-
lichen Regionen gebe es dann gar kei-
ne Apotheken mehr. Aber auch das 
ist kein gutes Argument. Auch heute 
sind bei der Gründung einer Apothe-
ke wirtschaftliche Gesichtspunkte 
wichtig. Ein Apotheker schätzt selbst-
verständlich ab, was für Umsätze er an 
einem Standort erzielen kann, bevor 
er eine Apotheke aufmacht Das ist 
auch der Grund, weshalb die Apothe-
kendichte in Deutschland zwischen 
Stadt und Land und zwischen wohl-
habenden und ärmeren Regionen 
sehr unterschiedlich ist An diesem Kal-

kül würde sich auch auf einem 
freieren Apothekenmarkt nichts 
ändern. Aber auch weiterhin wür-
den sich selbstverständlich Apo-
thekerinnen außerhalb der Bal-
lungsräume niederlassen. Denn 
dort wäre die Wettbewerbsin-
tensität geringer. 
 

Fazit: Angesichts der Anforderun-
gen, vor denen die gesetzliche 
Krankenversicherung steht, halten 
wir es für erforderlich, dass unser 
Gesundheitswesen so effizient 
und so effektiv wie nur irgend 
möglich arbeitet Wir glauben, 
dass hierfür seiner wettbewerbli-
chen Weiterentwicklung hohe 
Bedeutung zukommt Dieser An-
spruch muss aus unserer Sicht 
auch für den Arzneimittelhandel 
gelten. 
 

Für ein persönliches Gespräch steht 
Ihnen Biggi Bender, MdB gerne zur 
Verfügung. Sie ist erreichbar im Bun-
destag  
biggi.bender@bundestag.de. 

 
 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
Reinhard Bütikofer 
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DOKUMENTATION 

Die Verbraucherzeitschrift Gute 
Pillen – Schlechte Pillen gibt in ih-
rer neuesten Ausgabe Tipps, wie 
man sich vor Erkrankungen durch 
Zeckenbisse schützen kann.  
 
Mit dem Frühjahr kommen die Ze-
cken, besonders nach einem war-
men Winter. Viele Menschen haben 
Angst vor den kleinen Saugern. Den 
Biss spürt man allerdings kaum, die 
Angst gilt vielmehr der Übertra-
gung von Krankheiten. Aber man 
kann sich schützen.  
 
Es gibt viele Gerüchte über Ze-
cken – und viele sind falsch. Zecken 
stürzen sich nicht von Bäumen, 
sondern werden meist vom Gras 
oder von Büschen abgestreift. Der 
beste Schutz ist bedeckende Klei-
dung und die Kontrolle des Körpers 
nach einem Spaziergang in der Na-
tur. Findet man eine Zecke auf der 
Haut, sollte man sie sofort entfer-
nen. Allerdings muss man die Zecke 
nicht herausdrehen, denn sie hat 
kein Gewinde. Wichtig ist dagegen, 
dass man die Zecke nicht quetscht.  
 
Das Risiko zu erkranken ist nicht 
sehr hoch. Eine Hirnhautentzün-
dung (FSME) ist sehr selten, und 
man kann sie sich nur in bestimm-
ten Regionen Deutschlands holen. 
Deshalb ist bei einer FSME- Imp-
fung immer der Nutzen gegen den 
möglichen Schaden abzuwägen. 
Die Borreliose können Zecken dage-

gen fast überall übertragen, hier 
sollte man bei Erkrankungssympto-
men (anhaltende Rötung der Biss-
stelle) zum Arzt gehen, der gegebe-
nenfalls ein Antibiotikum verordnen 
wird.  
 
Zum Glück übertragen die meisten 
Zecken aber keine Krankheiten, zur 
Panik gibt es also keinen Grund.  
 
 
Der ganze Artikel zum Nachlesen:  
www.bukopharma.de/GPSP/
GPSP_2007-2_Seite_1-2_Zecken.
pdf  
 
Kontakt: Prof. Walter Thimme, Tel. 
030/84310270  
wthimme@zedat.fu-berlin.de  
 
 
Weitere Themen in Gute Pillen – 
Schlechte Pillen 2/2007:  

Raucherentwöhnung  
Neues Mittel mit bescheidenem 
Nutzen  
Eizellenspende  
Fragwürdige Geschäfte mit Eizellen 
für Klonversuche  
Verhütung mit Hormonen  
Überblick über hormonelle  
Verhütungsmittel mit Preisvergleich  
Mineralmangel?  
Panikmache made in USA  
Diabetes  
Warnung vor schädlichem Zimt  
Gefahr aus dem Internet  
Gepanschte Produkte und  
Fälschungen  
 
Auf Wunsch schicken wir Ihnen die-
se Beiträge gerne zu.  
 
Tel. 0521-60550 
mail@bukopharma.de  
 
Pressemitteilung, 28. März 2007  

Zecken haben kein Gewinde  
 
Tipps zum Schutz vor Erkrankung  

Gute Pillen – Schlechte Pillen bietet 
herstellerunabhängige Informatio-
nen für die Gesundheit.  
 
www.gutepillen-schlechtepillen.de  
 
Sie ist ein Projekt der drei unabhän-
gigen Arzneimittelzeitschriften arz-
nei-telegramm, DER ARZNEIMIT-
TELBRIEF und Pharma-Brief.  

Herausgeber: Gute Pillen, Schlechte 
Pillen - Gemeinnützige Gesellschaft 
für unabhängige Gesundheitsinfor-
mation mbH, Bergstr. 38A / Was-
serturm, 12169 Berlin, HRB 98731B 
Amtsgericht Berlin-Charlottenburg  
 
Geschäftsführer: Wolfgang Becker-
Brüser, Jörg Schaaber, Prof. Dr. 
Walter Thimme 

Bankverbindung: Gesellschaft für 
unabhängige Gesundheitsinforma-
tion gGmbH., Konto-Nr: 121 988 
Sparkasse Bielefeld (BLZ 48050161)  
Redaktion:  
August-Bebel-Str. 62  
D-33602 Bielefeld Deutschland  
Telefon +49-(0)521-60550 
Telefax +49-(0)521-63789 
gpsp@bukopharma.de  
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Die Bundesregierung will die Arz-
neimittelkontrollbehörde in ein 
halbstaatliches Dienstleistungsun-
ternehmen umwandeln. Eine 
noch schnellere Zulassung von 
risikoreichen Medikamenten und 
eine schlechtere Überwachung 
von Risiken ist zu befürchten.  
 
Die geplante Deutsche Arzneimit-
tel- und Medizinprodukteagentur 
(DAMA) soll sich ausschließlich 
durch Einnahmen von der Pharma-
industrie finanzieren. Das schafft 
perverse Anreize, weil die Einnah-
men der Agentur direkt von der 
Zahl der durch die Industrie einge-
reichten Zulassungsanträge ab-
hängt.  
 
Der Pharma-Brief 1-2/2007 zeigt am 
Beispiel der britischen, der US- und 
der Europäischen Arzneimittelbe-

hörde, die eine ähnliche Umstruktu-
rierung hinter sich haben, dass die 
Arzneimittelsicherheit unter der 
Kommerzialisierung der Kontrolle 
leidet.  
 
Prof. Kurth, derzeit Präsident des 
Robert-Koch-Instituts, soll schon als 
neuer Chef der DAMA feststehen – 
ohne Ausschreibung der Stelle. Die-
se Entscheidung entbehrt nicht ei-
ner gewissen Pikanterie, weil Kurth 
Mitglied einer Kommission im Ge-
sundheitsministerium war, die die 
Demontage der derzeitigen Zulas-
sungsbehörde vorbereitete. Prof. 
Kurth empfiehlt sich durch die mas-

senhafte staatliche Bevorratung von 
zweifelhaften Grippemitteln zudem 
nicht gerade als geeigneter Kandi-
dat.  
 

Um dem ganzen die Krone aufzu-
setzen soll die Leitungsebene der 
DAMA eine leistungsorientierte Be-
zahlung bekommen.  
 

Im Klartext: Je mehr und je schnel-
ler zugelassen wird, desto höher die 
Prämie – Verbraucherschutz ade.  
 
2. März 2007  
 
BUKO Pharmakampagne 
Geschäftsstelle: 
August-Bebel-Str. 62 
D-33602 Bielefeld 
Telefon +49-(0)521-60550 
Telefax +49-(0)521-63789 
presse@bukopharma.de 
www.bukopharma.de 

Wirtschaftsförderung oder Verbraucherschutz?  
 
Die Kommerzialisierung der deutschen Arzneimittelzulassung  

Die Bundeskoordination Internationalismus (BUKO) ist ein Netzwerk von über 200 Dritte Welt Gruppen in Deutschland. 1980 begann BUKO eine 
Kampagne gegen unvertretbare Geschäftspraktiken international tätiger Pharmakonzerne. Die Pharma-Kampagne der BUKO setzt sich für einen 
rationalen Gebrauch von Arzneimitteln ein. Sie arbeitet mit ÄrztInnen und PharmazeutInnen, Verbrauchergruppen und StudentInnen zusammen. 
Die BUKO Pharma-Kampagne hat durch die Mitarbeit im Netzwerk Health Action International (HAI) Kontakt mit Gruppen in über 70 Ländern in aller 
Welt. 
 

Bankverbindung:   Gesundheit  und  Dritte  Welt e.V.,   Sparkasse  Bielefeld  (BLZ 480 501 61)  ·  Konto: 105601   ·   Spendenkonto: 105 627 

(26.3.2007/ CW) Der Schutz des 
geistigen Eigentums und die globa-
le Gesundheit sind zwei Hauptthe-
men auf dem diesjährigen G8-
Treffen in Heiligendamm. Bundes-
kanzlerin Angela Merkel hat ange-
kündigt, dass es auf dem Gipfeltref-
fen der acht führenden Industriena-
tionen darum geht, den weltweiten 
Patentschutz zu verschärfen. Ein 
Blick auf die globale Gesundheitssi-
tuation aber zeigt, dass nur ein Pa-
radigmenwechsel des geltenden 
Patentregimes im Bereich der For-
schung und Produktion von Arznei-
mitteln den weltweiten Zugang zu 
Gesundheit auf Dauer ermöglichen 
kann. Patente mögen ein For-
schungs- und Entwicklungsanreiz 

sein, Patentmonopole aber verursa-
chen eine Hochpreispolitik für Arz-
neimittel, die gerade die Menschen 
vom Zugang zu Medikamenten 
ausschließen, die sie am dringends-
ten brauchen. 
 
An der kritische Bestandsaufnahme 
des weltweiten Patentsystems sowie 
seiner Folgen für die globale Ge-
sundheit und an der Diskussion um 
eine alternative Medikamentenpoli-
tik im Sinne des globalen Allge-
meinwohls beteiligen sich Gesund-
heitsexperten, Forscher, Ökono-
men, Ärzte und Rechtsanwälte u.a. 
aus Südafrika, Kenia, Brasilien, Thai-
land, Argentinien, USA und 
Deutschland. 

Patienten, Patente und Profite: Zum 
Wohle der Gesundheit 
 
Wie kann Gesundheitswissen öffent-
lich gemacht werden? Ein Tages-
symposium über Alternativen zum 
globalen Patentsystem. Veranstal-
ter: medico international in Koope-
ration mit BUKO Pharma-
Kampagne, Brot für die Welt und 
Miseror. 
 
Zeit/Ort:  
10. Mai 2007, 9 – 18.00 Uhr,  
in Berlin.  
 
Anmeldung:  
Medico international,  
Tel. 069 94438-0 

Wie kann Gesundheitswissen öffentlich gemacht werden? 
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01.03.2007 - Als missglückten 
Versuch, Verbraucher und Gen-
technikindustrie gleichermaßen 
zu beschwichtigen, hat der 
Verbraucherzentrale Bundesver-
band (vzbv) die heute vom Bun-
desverbraucherministerium vor-
gestellten Eckpunkte zur Neuges-
taltung des Gentechnikrechts be-
zeichnet. „Im Ringen um einen 
fairen Ausgleich der Interessen 
drohen die legitimen Interessen 
der Verbraucher und deren Wahl-
freiheit auf der Strecke zu blei-
ben“, sagte vzbv-Vorstand Edda 
Müller. Es müsse deutlich nachge-
bessert werden, wenn die Wahl-
freiheit der Verbraucher erhalten 
und einer schleichenden Verun-
reinigung gentechnikfreien An-
baus nicht Tür und Tor geöffnet 
werden soll.  
 
Nach Einschätzung des vzbv laufen 
die vorgesehenen Haftungserleich-
terungen dem verbraucherpoliti-
schen Ziel zuwider, dauerhaft gen-
technikfreie Lebensmittel aus deut-
scher Produktion anbieten zu kön-

nen: So soll gemäß De-
finition die verschul-
densunabhängige Haf-
tung nur auf „aus der 
Grundstücksbeeinträch-
tigung resultierenden 
Schäden“ begrenzt 

werden und Landwirte nur dann 
haften, wenn sie „wesentliche Be-
einträchtigungen verursacht ha-
ben“. Der vzbv fordert eine Klarstel-
lung, was hinter diesen nebulösen 
Formulierungen steckt. Eine Klar-
stellung fordert der vzbv auch bei 
der Frage der Beweislast. „Derzeit 
sieht es so aus, dass die Bundesre-
gierung sehenden Auges in Kauf 
nimmt, dass die geschädigten 
Landwirte ihr Recht auf Entschädi-
gung in langwierigen Gerichtsver-
fahren einklagen müssen“, interpre-
tiert Edda Müller.  
 
„Es erhärtet sich der Eindruck, dass 
die Bundesregierung Entschädigun-
gen für Auskreuzungen aus Freiset-
zungen nur auf die unmittelbar an-
grenzenden Nachbarn beschränken 
und die Verbraucherinteressen den 
Interessen der Gentechnikindustrie 
unterordnen will.“ Dazu passe 
auch, dass nach dem Eckpunktepa-
pier auch der Staat Haftungsrisiken 
tragen will, die sich aus öffentlich 
geförderten Erprobungsfeldern er-
geben. Zudem soll ausdrücklich er-

laubt werden, Recht und Gesetz 
durch private Absprachen auszuhe-
beln.  
 
Der vzbv kritisiert darüber hinaus, 
dass der Einblick in den öffentlichen 
Teil des Standortregisters gentech-
nisch veränderter Felder massiv ein-
geschränkt werden soll. Der vzbv 
fordert, dass Verbraucher ungehin-
dert erfahren können müssen, wo 
in Deutschland Gentechnik einset-
zende Landwirtschaft stattfindet 
und wo nicht. Edda Müller: „Nur so 
lässt sich das Vertrauen in regionale 
landwirtschaftliche Produkte stärken 
und deren Konsum fördern.“  
 
Auch den Vorschlägen zur guten 
fachlichen Praxis kann der vzbv we-
nig Gutes abringen. Vorgesehen ist 
unter anderem ein Mindestabstand 
von lediglich 150 Metern, der „mit 
zunehmendem Erkenntnisfortschritt 
… überprüft und ggf. geändert“ 
werden soll. „Nach dem Vorsorge-
prinzip hätte zunächst ein weiterer 
Abstand das Maß der Dinge sein 
müssen“, so Müller.  
 
Einziger Lichtblick aus Sicht des 
vzbv: Die Ankündigung, sich auf 
europäischer Ebene für die Auswei-
tung der Kennzeichnungspflicht 
auch auf alle tierische Produkte ein-
zusetzen.  

Scharfe Kritik an den Eckpunkten zum Gentechnikrecht  
 
Edda Müller: Interessen und Wahlfreiheit der Verbraucher  
drohen auf der Strecke zu bleiben  

In many countries such as Japan 
oseltamivir (Tamiflu®) is promoted 

for common flu. Oseltamivir has 
been stockpiled by more than 300 
corporations, some governments in 
developed countries, as well as the 
World Health Organization (WHO), 
in case a new-type flu pandemic 
occurs.  
 
There is some confusion between 
what is known of oseltamivir in 
treatment or prevention of com-
mon flu, and what is known of its 

effects in treatment or prevention 
of complications during a hypo-
thetical new-type flu pandemic.  
 
Most often flu is a mild and self-
limited infection. There is no evi-
dence that oseltamivir reduces the 
frequency of serious flu complica-
tions, whether in healthy people or 
vulnerable populations. At most 
oseltamivir reduces flu symptoms 
by one day, which is not relevant.  

What is more dangerous to your health:  
flu or Tamiflu® (oseltamivir)?  
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There is no evidence that osel-
tamivir prevents flu complications 
in close contacts of flu infected pa-
tients during a seasonal outbreak. 
So far avian flu can hardly be seen 
as a global public health problem. 
There is no evidence that osel-
tamivir is effective at preventing or 
curing complications during a new-
type flu pandemic.  
 
Oseltamivir commonly induces nau-
sea and vomiting, and there is in-
creasing evidence that oseltamivir 
may cause serious side effects, such 
as abnormal behaviour and sudden 
death from respiratory depression. 
The FDA warned about the possibil-
ity of neuropsychiatric side effects 
of oseltamivir following consistent 
reports, mostly from Japan, where 
oseltamivir is widely used (www.
fda.gov/medwatch/safety/2006/
safety06.htm#tamiflu).  

Therefore ISDB calls on caregivers 
and the public to avoid using osel-
tamivir in common flu, due to in-
creasing evidence that oseltamivir 
may cause more harm than good. 
Oseltamivir does not provide value 
for money in common flu.  
 
ISDB calls on WHO to stop stockpil-
ing oseltamivir, considering the ab-
sence of solid evidence that the 
drug could be helpful during a 
new-type flu pandemic. Stockpiling 
of oseltamivir by WHO is also seen 
to contribute to the hype surround-
ing the unwarranted use of osel-
tamivir (“An iatrogenic pandemic of 
panic” BMJ 2006; 332; 786-788).  
 
Contact:  
Rokuro Hama  
(gec00724@nifty.com)   
 
PRESS RELEASE 2 February 2007 

International Society  
of Drug Bulletins (ISDB)  
 

The International Society of Drug Bul-
letins (ISDB) is a worldwide network 
of more 73 bulletins and journals on 
drugs and therapeutics that are fi-
nancially and intellectually independ-
ent of pharmaceutical industry. 
 

The overall aim of ISDB is to encour-
age the rational use of drugs, to as-
sist the development of independent 
drug bulletins in all countries and to 
facilitate cooperation 
amongst them. 
 
Independence from drug companies 
is a key element of ISDB policy 
 
83, boulevard Voltaire 
La revue Prescrire 
General secretariat 
75 558 PARIS Cedex 11 
www.isdbweb.org 

Versprochen ist versprochen – Weltweite Behandlung mit 
Aids-Medikamenten bis 2010 sicherstellen! 
Treffen der G8-EntwicklungsministerIn-
nen am 26./27. März 2007 in Berlin  
„Fighting poverty – Shaping Sustainable 
Development – Strengthening Global 
Partnerships“  
 

Alle 10 Sekunden stirbt ein Mensch an 
Aids, seit dem Bekanntwerden der Im-
munschwächekrankheit hat Aids mehr 
als 25 Millionen Todesopfer gefordert. 
Mit jeder Infektion kommt zum 
menschlichen Drama die Not der Kos-
ten für Behandlung und Pflege. 40 Mil-
lionen Menschen leben zurzeit weltweit 
mit dem HI-Virus, davon benötigen 
mindestens 6,8 Millionen dringend eine 
wirksame Behandlung. Doch derzeit 
erhalten weniger als ein Drittel (1,6 Mil-
lionen Menschen) die lebensverlängern-
den antiretroviralen Medikamente. 
 

Der G8 Gipfel von Gleneagles vor zwei 
Jahren sollte einen Wendepunkt im glo-
balen Kampf gegen HIV/Aids darstellen: 
in dem Schlussdokument  der acht füh-
renden Staats- und Regierungschefs 
verpflichten  sich  diese  darauf    den 
„weltweiten Zugang zur Behandlung 
von Aids bis zum Jahr 2010“ zu errei-
chen. Viele HIV-Positive weltweit werte-
ten dies als positives Signal, denn erst-
mals wurde das Thema auf höchster 
Regierungsebene behandelt. Doch die-
se Hoffnungszeichen sind in nur zwei 
Jahren fast verpufft. 

„Dieses Ziel des univer-
sellen Zugangs zu Prä-
vention, Behandlung 
und Pflege bleibt leider 
eine Utopie, wenn 
nicht mit sofortiger 
Wirkung ein Finanzie-
rungsplan mit konkre-
ten Maßnahmen beschlossen wird.“ 
sagt Mirjam Hagebölling, politische Ko-
ordinatorin des Aktionsbündnisses ge-
gen AIDS. „Wir begrüßen den Willen 
der Bundeskanzlerin Angela Merkel, das 
Thema HIV/Aids auf höchster Ebene zu 
behandeln und ihre Zusage, den deut-
schen Beitrag von bisher 300 auf 400 
Millionen Euro aufzustocken. Entspre-
chend dem Bruttonationaleinkommen 
Deutschlands wären für 2008 jedoch 
wenigstens 800 Millionen Euro ange-
messen.“ so Mirjam Hagebölling weiter. 
Nach Schätzungen von UNAIDS und 
der Weltgesundheitsorganisation sind 
zur weltweiten Aids-Bekämpfung in die-
sem Jahr über 18,1 Milliarden US-Dollar 
nötig, dennoch bleibt fast die Hälfte 
dieses Finanzierungsbedarfes bislang 
ungedeckt. Im Jahr 2008 steigt der Fi-
nanzbedarf für wirksame Maßnahmen 
auf 22 Milliarden Dollar. In vielen Län-
dern fehlt es nicht nur an Medikamen-
ten, sondern insbesondere auch an gut 
ausgebildetem medizinischem Fachper-
sonal und der nötigen Infrastruktur. 

„Wenn die Ministerinnen und Minister 
für Entwicklungszusammenarbeit der 
G8-Staaten in Berlin zusammen kom-
men, um über die entwicklungspoliti-
schen Schwerpunkte der deutschen G8-
Präsidentschaft zu beraten, dann muss 
ein verbindlicher Kodex verabschiedet 
werden, der eine Abwerbung von Ge-
sundheitsfachkräften aus ärmeren Län-
dern in die reichen G8-Staaten unter-
bindet“ so Rainer Seybold, Geschäfts-
führer des Aktionsbündnisses gegen 
AIDS. 
 
 
Das AKTIONSBÜNDNIS GEGEN AIDS ist 
ein Zusammenschluss von über 100 Or-
ganisationen der Aids- und Entwicklungs-
zusammenarbeit sowie mehr als 270 lo-
kalen Gruppen. Der Ausbau der finanziel-
len Ressourcen zur weltweiten HIV-
Prävention sowie der Zugang zur Thera-
pie sind die zentralen Anliegen des Bünd-
nisses. www.aids-kampagne.de 
 
Das Aktionsbündnis lädt zu einem Pres-
se- und Fototermin für Montag, 26. 
März 2007 um 13:00 Uhr vor die Ber-
lin-Brandenburgische Akademie der 
Wissenschaften, Jägerstr. 22/23 ein. Bei 
der Aktion „Gesundheit kommt nicht 
von allein!“ treffen die Figuren von An-
gela Merkel, Vladimir Putin und Thabo 
Mbeki auf HIV-Positive ihrer Länder.  
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OBERVERWALTUNGSGERICHT BER-
LIN-BRANDENBURG 
 
IM NAMEN DES VOLKES  
 
URTEIL 
 
OVG 7 B 4.05 
VG 14 A 385.98 Berlin 
 
Verkündet am 14. Dezember 2006 
K. als Urkundsbeamtin der Geschäfts-
stelle 
 
In der Verwaltungsstreitsache 
der Frau S., ... Berlin, 
Klägerin, Berufungsklägerin und Beru-
fungsbeklagte,  
bevollmächtigt:  
Rechtsanwalt S., ... Berlin, 
 
gegen 
 
die Apothekerkammer Berlin, ... Ber-
lin, 
Beklagte, Berufungsklägerin und Be-
rufungsbeklagte,  
bevollmächtigt: Rechtsanwälte O., ... 
Stuttgart, 
 
beigeladen: 
1. ABDA – Bundesvereinigung Deut-
scher Apothekerverbände, ... Berlin, 
2. Verband der Freien Berufe in Berlin 
e.V., ... Berlin,  
bevollmächtigt zu 2: 
Rechtsanwälte S.  ..., ... Berlin, 
 
hat der 7. Senat auf die mündliche 
Verhandlung vom 14. Dezember 
2006 durch den Vorsitzenden Richter 
am Oberverwaltungsgericht Dr. K. , 
die Richterinnen am Oberverwal-
tungsgericht M. und P. sowie die eh-
renamtlichen Richter M. und M. für 
Recht erkannt: 
 
Die Berufung der Klägerin wird zu-
rückgewiesen. 
 
Auf die Berufung der Beklagten wird 
das Urteil des Verwaltungsgerichts 
Berlin vom 6. Mai 2004 geändert.  
 
Die Klage wird auch im Übrigen ab-
gewiesen. 
 
Die Kosten des Verfahrens beider 
Rechtszüge trägt die Klägerin mit 
Ausnahme der außergerichtlichen 

Kosten der Beigeladenen, die diese 
selbst tragen. 
 
Das Urteil ist wegen der Kosten vor-
läufig vollstreckbar. Die Klägerin kann 
die Vollstreckung durch Sicherheits-
leistung in Höhe des zu vollstrecken-
den Betrages abwenden, wenn nicht 
die Beklagte vor der Vollstreckung 
Sicherheit in gleicher Höhe leistet. 
 
Die Revision wird nicht zugelassen. 
 
 

Tatbestand 

 
Die Klägerin ist approbierte Apothe-
kerin und Pflichtmitglied der beklag-
ten Apothekerkammer, einer lande-
sunmittelbaren Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts. Sie war als ange-
stellte Apothekerin tätig und gehörte 
einige Jahre der Delegiertenversamm-
lung der Beklagten an. 
 
Die Beklagte konstituierte sich im Ap-
ril 1963 und entrichtet seither Mit-
gliedsbeiträge an die Beigeladene zu 
1. sowie seit 1974 an den Beigelade-
nen zu 2.. Ihr gehören alle Apotheker 
an, die im Land Berlin ihren Beruf 
ausüben oder – ohne bereits Kam-
merangehörige in einem anderen 
Bundesland zu sein – ihren Wohnsitz 
haben. Zu den Aufgaben der Beklag-
ten gehört u.a. die Wahrung der be-
ruflichen Belange ihrer Angehörigen. 
 
Die im Juni 1950 gegründete Bundes-
vereinigung Deutscher Apothekerver-
bände – ABDA – (Beigeladene zu 1.) 
bezweckt ausweislich ihrer Satzung „
Die Wahrnehmung und Förderung 
der gemeinsamen Interessen der in 
ihr zusammengeschlossenen Apothe-
kerkammern und Apothekervereine/-
verbände in der Bundesrepublik 
Deutschland, ...“.  Der Verband der 
freien Berufe in Berlin e.V. – VFB – 
(Beigeladener zu 2.) ist ein eingetra-
gener Verein, der das satzungsrechtli-
che Ziel verfolgt, „alle berufsübergrei-
fenden Bestrebungen der Angehöri-
gen der freien Berufe in einem allge-
meinen Sinn zu verfolgen und für die 
Erhaltung und den Ausbau des freien 
Berufes einzutreten“. Er ist seinerseits 
Mitglied im Bundesverband der Frei-
en Berufe – BFB –. 

Mit ihrer Klage hat die Klägerin den 
Austritt der Beklagten aus der Beigela-
denen zu 1. sowie dem Beigeladenen 
zu 2. begehrt und zugleich die Ver-
pflichtung der Beklagten erstrebt, je-
de Unterstützung der Beigeladenen 
zu unterlassen sowie bis zum Austritt 
die jeweiligen Mitgliedschaftsrechte 
nicht mehr auszuüben. 
 
 
Mit Urteil vom 6. Mai 2004 hat das 
Verwaltungsgericht die Beklagte ver-
urteilt, aus der Beigeladenen zu 1. 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
nach Maßgabe von § 12 Abs. 1 ihrer 
Satzung auszutreten und bis dahin 
ihre Mitgliedschaftsrechte nicht mehr 
auszuüben. Es hat dies im Wesentli-
chen damit begründet, dass die mit 
der Pflichtmitgliedschaft in einer 
Kammer verbundene Freiheitsbe-
schränkung für das einzelne Mitglied 
nur deshalb zumutbar sei, weil im 
Gegenzug eine Chance zur Beteili-
gung und Mitwirkung an staatlichen 
Entscheidungsprozessen eröffnet wer-
de. Diese binnendemokratische Mit-
wirkungs- und Beteiligungschance 
dürfe durch privatrechtliche Zusam-
menschlüsse mit anderen Organisati-
onen nicht verloren gehen. Die Be-
stimmungen der ABDA-Satzung führ-
ten aber zu einem im Verhältnis zu 
den abhängig beschäftigten Apothe-
kern überproportionalen Einfluss der 
selbständig tätigen Apotheker auf die 
Arbeit der Beigeladenen zu 1. Der 
dem Gleichbehandlungsgrundsatz 
verpflichteten Beklagten sei es als 
Zwangskorporation verwehrt, sich zu 
Lasten ihrer Teilgruppe der angestell-
ten Apotheker mit der anderweitig 
nochmals separat organisierten Teil-
gruppe der selbständigen Apotheker 
in der Weise zusammenzuschließen, 
dass der Stimmenanteil der selbstän-
digen Apotheker in dem Dachver-
band, der Beigeladenen zu 1., über-
proportional zur Geltung komme. 
Hinsichtlich des begehrten Austritts 
aus dem Beigeladenen zu 2. hat es 
die Klage abgewiesen, weil die Zuge-
hörigkeit der Beklagten zu dem Bei-
geladenen zu 2. von der Befugnis des 
§ 4 Abs. 2 Berliner Kammergesetz, 
der sog. Verbandsklausel, gedeckt sei 
und sich im Rahmen der der Beklag-
ten nach § 4 Abs. 1 Bln KaG übertra-
genen Aufgaben halte. 

Urteil des OVG Berlin-Brandenburg zur ABDA-
Mitgliedschaft der Apothekerkammer Berlin 
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Das Verwaltungsgericht hat die Beru-
fung wegen grundsätzlicher Bedeu-
tung zugelassen. Von diesem Rechts-
mittel haben sowohl die Klägerin als 
auch die Beklagte Gebrauch ge-
macht. Während sich die Beklagte 
gegen den ihr vom Verwaltungsge-
richt aufgegebenen Austritt aus der 
Beigeladenen zu 1. wendet, begehrt 
die Klägerin weiterhin den Austritt 
der Beklagten aus dem Beigeladenen 
zu 2. 
 
Sie begründet ihre Berufung zunächst 
mit erheblichen verfassungsrechtli-
chen Bedenken gegen § 4 Abs. 2 Ber-
liner Kammergesetz. Die Norm greife 
in unzulässiger Weise in Grundrechte 
der Kammermitglieder ein und verlet-
ze die bundesstaatliche Ordnung; die 
überörtlich wirksame Ermächtigung 
verstoße gegen das föderalistische 
Prinzip. Die Formulierung „zur Wah-
rung von Berufs- und Standesbelan-
gen“ entbehre zudem jeglicher sach-
lich-gegenständlicher Begrenzung. Im 
Übrigen sei zu befürchten, dass die 
Grenze zwischen objektiver Verwal-
tung und subjektiver Interessenvertre-
tung verwischt werde. Die eröffnete 
Möglichkeit, die satzungsmäßigen 
Ziele gemeinsam mit privaten Ver-
bänden zu verfolgen, führe dazu, 
dass die Beklagte in Vertretung ihrer 
Zwangsmitglieder als Zivilrechtssub-
jekt tätig werden könne, was der ho-
heitlichen Aufgabe widerspreche. 
Durch Mehrheitsbeschlüsse der Be-
klagten könne diese weiterhin jedes 
Zwangsmitglied und somit auch sie – 
die Klägerin – in einen anderen Inte-
ressenverband überführen, was wie-
derum die Handlungsfreiheit der 
Pflichtmitglieder einschränke. Dies 
verletze neben der Berufsausübungs-
freiheit auch die negative Vereini-
gungsfreiheit. 
 
Selbst wenn von der Verfassungsmä-
ßigkeit der Vorschrift auszugehen wä-
re, seien die Mitgliedschaften der Be-
klagten bei den Beigeladenen rechts-
widrig. § 4 Abs. 2 Berliner Kammer-
gesetz sehe nur den Zusammen-
schluss mit „Arbeitsgemeinschaften“ 
in einer Rechtsform des Bürgerlichen 
Rechts – letztlich einer GbR – vor, 
nicht mit Vereinen. Entgegen der An-
sicht des Verwaltungsgerichts hande-
le es sich bei den in § 2 der Satzung 
des Beigeladenen zu 2. beschriebe-
nen Aufgaben nicht um solche im 
Rahmen der Kammerzuständigkeit 
der Beklagten, da sie sich nicht aus 

den Einzelheiten des gesetzlichen 
Aufgabenkataloges herleiten ließen. 
Auch werde nicht nachgewiesen, dass 
es sich bei der berufspolitischen Inte-
ressenvertretung um eine delegierba-
re Befugnis, nämlich um eine eigent-
lich von der unmittelbaren Staatsver-
waltung zu organisierende Aufgabe 
handele. Bei der in diesem Rahmen 
maßgeblichen Frage, ob alle Kam-
mermitglieder oder nur die Selbstän-
digen einen freien Beruf ausüben, ha-
be das Gericht zu Unrecht die Defini-
tion des Bundesverbandes der freien 
Berufe zu Grunde gelegt. Dabei han-
dele es sich nicht um eine parteineut-
rale Definition, sondern eine, die der 
Dachverband des Beigeladenen zu 2. 
zu eigennützigen Zwecken formuliert 
habe. Dem gegenüber werde insbe-
sondere in Rechtslexika traditionell 
das Merkmal der Selbständigkeit be-
tont. Weiter habe das Verwaltungsge-
richt die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts (BVerfGE 16, 286 
<294>) übersehen, wonach zum We-
sen des freien Berufes die Unabhän-
gigkeit in der gesamten Berufsgestal-
tung gehöre. Im Übrigen werde wei-
terhin jedweder Nutzen der streitigen 
Mitgliedschaft für die Beklagte 
bestritten, also nicht nur für die ab-
hängig beschäftigten Kammerange-
hörigen. Hinzu komme, dass der Bei-
geladene zu 2. nur die Interessen der 
selbständigen Kammerangehörigen 
und nicht der angestellten Mitglieder 
wahrnehme. Der Beigeladene zu 2. 
nehme schon deswegen keine Aufga-
ben in der jeweiligen Kammerzustän-
digkeit wahr, weil nach seiner Sat-
zung die Wahrnehmung der Interes-
sen der Angehörigen eines bestimm-
ten freien Berufes ausgeschlossen sei. 
Da der Beigeladene zu 2. seinerseits 
Mitglied im BFB sei, der als Dachver-
band der Spitzenvereinigungen der 
freien Berufe deren wirtschaftliche 
Belange vertrete, scheide auch unter 
diesem Aspekt die Zugehörigkeit der 
Beklagten aus. Denn die Verfolgung 
wirtschaftlicher Interessen sei ihr auf 
Grund ihrer Stellung als Körperschaft 
des öffentlichen Rechts verwehrt. Un-
abhängig davon liege eine unzulässi-
ge Doppelmitgliedschaft der Beklag-
ten im BFB vor, weil diesem auch die 
Beigeladene zu 1. angehöre. 
 
Gegen die Berufung der Beklagten 
wendet die Klägerin im Wesentlichen 
die satzungsrechtlich vorgegebene 
Unterlegenheit der angestellten/
beamteten Apotheker in der Mitglie-

derversammlung der Beigeladenen zu 
1. ein. Den selbständigen Apothekern 
werde es – im Gegensatz zu den 
nicht selbstständigen – ermöglicht, 
nicht nur bei der Bestimmung der 
vier Teilnehmer der Apothekerkam-
mern, sondern auch der vier weiteren 
Teilnehmer der Apothekervereine/-
verbände mitzuwirken. Bei den von 
den Apothekervereinen/-verbänden 
bestimmten Mitgliedern handele es 
sich ausschließlich um selbständige 
Apothekeninhaber/-leiter, weil ange-
stellte Apotheker dort nicht Mitglied 
werden könnten. Das führe zu einem 
nicht hinnehmbaren Ungleichgewicht 
zu Lasten der abhängig beschäftigten 
Apotheker.  Die Ausführungen des 
Bundesverwaltungsgerichts in der 
Handwerkskammerentscheidung zur 
so genannten Doppelrepräsentanz 
dürften lediglich als obiter dictum in 
dem Sinne angesehen werden, als der 
entscheidende Senat die Drittelbetei-
ligung nicht zu einem Prüfungsanlass 
gemacht habe. Entgegen der Ansicht 
der Beklagten stelle die Verbandsklau-
sel des § 4 Abs. 2 Berliner Kammerge-
setz weder eine zusätzliche Absiche-
rung der ABDA-Mitgliedschaft noch 
eine Billigung der Doppelrepräsen-
tanz der Selbständigen dar. Trotz des 
Wortlauts wäre anderenfalls eine Än-
derung des abschließenden Aufga-
ben- bzw. Zuständigkeitskatalogs in § 
4 Abs. 1 Berliner Kammergesetz erfor-
derlich gewesen, was nicht erfolgt sei. 
Es fehle eine Delegationskompetenz 
des Gesetzgebers für die Verbands-
klausel  in der  vorliegenden Form 
ebenso wie eine ausreichend be-
stimmte Grundlage für den Eingriff in 
ihr Grundrecht aus Artikel 2 Abs. 1 
GG im Berliner Kammergesetz. So-
weit die Beklagte sich in dem Sinne 
auf das Demokratieprinzip berufe, 
dass eine Kammer mit einer Vereins-
mitgliedschaft Partikularinteressen 
verfolgen dürfe, wenn und soweit 
eine Mehrheit der Kammermitglieder 
die konkrete Mitgliedschaft billige, 
könne dies nur mit dem Vorbehalt 
gelten, dass ein Mehrheitsvotum nur 
dann gelte, wenn und soweit es 
durch Verfassung (Delegations-
Befugnis) und Gesetz (Delegation) 
zugelassen werde. 
 
Die Klägerin beantragt, 
1. das angefochtene Urteil abzuän-
dern und die Beklagte zu verurteilen, 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt aus 
dem Beigeladenen zu 2. auszutreten 
und bis dahin jede weitere Unterstüt-
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zung des Beigeladenen zu unterlas-
sen,  
2. die Berufung der Beklagten zurück-
zuweisen. 
 
Die Beklagte beantragt, 
1. das Urteil des Verwaltungsgerichts 
Berlin vom 6. Mai 2004 abzuändern 
und die Klage auch insoweit abzuwei-
sen als dem Antrag der Klägerin in 
erster Instanz entsprochen wurde.  
2. die Berufung der Klägerin zurück-
zuweisen. 
 
Zur Begründung ihrer Berufung 
macht sie geltend, die Klägerin habe 
keinen Anspruch auf Austritt der Be-
klagten aus der Beigeladenen zu 1. 
Seit der grundlegenden Entscheidung 
des Bundesverwaltungsgerichts zur 
Mitgliedschaft der Handwerkskammer 
beim Zentralverband des Deutschen 
Handwerks sei geklärt, dass sich be-
rufsständische Kammern unter zwei 
Voraussetzungen mit Verbänden von 
Selbständigen in Dachverbänden zu-
sammenschließen könnten: Durch die 
Mitgliedschaft dürften keine Kompe-
tenzen auf den Dachverband übertra-
gen werden und die Mitgliedschaft 
müsse vom Aufgabenbereich der 
Kammer gedeckt sein. Beide Voraus-
setzungen seien vorliegend erfüllt. 
Das Verwaltungsgericht habe zutref-
fend festgestellt, dass die Beklagte 
keine Kompetenzen auf die Beigela-
dene zu 1. übertragen habe und die 
Mitgliedschaft auch vom Aufgaben-
bereich der Beklagten gedeckt sei. 
Entgegen der Ansicht des Verwal-
tungsgerichts sei jedoch das Verhält-
nis von selbständigen und angestell-
ten Apothekern in den Gremien der 
Beigeladenen zu 1. nach den 
Grundsätzen der Handwerkskammer-
entscheidung des Bundesverwal-
tungsgerichts ohne Bedeutung. Es 
gebe genauso wenig ein Recht der 
angestellten Apotheker auf eine 
gleichmäßige Repräsentanz in den 
Organen der Beigeladenen zu 1. wie 
ein Recht der Gesellen auf Geltung 
der Drittelquote im Zentralverband. 
Die Mitwirkungsrechte der Gruppe 
der angestellten Apotheker in der 
Kammer würden auch nach dem Ber-
liner Kammergesetz ausschließlich für 
die Entscheidungen der Kammer 
selbst gelten. Den angestellten Apo-
thekern stehe es als Kammermitglie-
dern gleichfalls frei, ihre binnende-
mokratischen Beteiligungs- und Mit-
wirkungsrechte in der Kammer auszu-
üben und einen Beschluss über den 

Fortbestand der Mitgliedschaft in der 
Beigeladenen zu 1. herbeizuführen. 
Ungeachtet der klaren Rechtslage 
nach allgemeinem Kammerrecht ha-
be der Gesetzgeber die Mitgliedschaft 
der Apothekerkammern in der von 
ihnen für sinnvoll erachteten Organi-
sation durch die Einfügung der so 
genannten Verbandsklausel in § 4 
Abs. 2 Bln KaG, gegen deren Verfas-
sungsmäßigkeit keine Bedenken be-
stünden, gesetzlich verankern wollen. 
Dadurch habe er die Rechtmäßigkeit 
der Mitgliedschaft der Beklagten in 
der Beigeladenen zu 1. zusätzlich ab-
gesichert und auch die doppelte Rep-
räsentierung der selbständigen Apo-
theker in der Arbeitsgemeinschaft 
(über Kammer und Verband) für zu-
lässig erklärt. 
 
Hinsichtlich der Berufung der Klägerin 
macht die Beklagte geltend, diese 
habe auch keinen Anspruch auf Aus-
tritt aus der Beigeladenen zu 2. Seit 
der Entscheidung des Bundesge-
richtshofs zur Zulässigkeit der Mit-
gliedschaft der Patentanwaltskammer  
im   BFB  sei  geklärt,   dass  die   Mit-
gliedschaft  berufsständischer Kam-
mern in berufsübergreifenden privat-
rechtlichen Organisationen von An-
gehörigen freier Berufe nach allge-
meinen Kammerrecht zulässig sei, 
wenn die Mitgliedschaft sich inner-
halb des der berufsständischen  Kam-
mer zugewiesenen Aufgabenbereichs 
halte sowie erforderlich und ange-
messen sei, um die zugewiesenen 
Aufgaben zu fördern und zu wahren. 
Diese Voraussetzungen seien bei der 
Mitgliedschaft der Beklagten im Bei-
geladen zu 2. erfüllt, zumal die Mit-
gliedschaft den Kammermitgliedern 
im Hinblick auf die äußerst geringe 
finanzielle Mehrbelastung  auch zu-
mutbar sei.  Unzulässig werde die 
Mitgliedschaft erst dann, wenn der 
Dachverband Interessen vertrete, die 
keinerlei Bezug zu den beruflichen 
Belangen der Kammerangehörigen 
haben, zum Beispiel wenn die Sat-
zung   dem   Verband   eine  grup-
penspezifische  Verbandspolitik  er-
mögliche. Schon durch die interne 
Organisation des Beigeladenen zu 2. 
bzw. BFB als Dachverband sei sicher-
gestellt, dass die Verbände nicht die 
Partikularinteressen bestimmter Be-
rufsgruppen vertreten. Schon die sat-
zungsmäßige Festlegung der Ver-
bandsaufgabe auf eine berufsüber-
greifende Interessenvertretung stehe 
einem exklusiven Eintreten des Ver-

bandes für die Belange einer einzel-
nen Berufsgruppe entgegen. Die Not-
wendigkeit und der Nutzen der Ver-
bandsmitgliedschaft für die Beklagte 
lasse sich konkret in dem gemeinsa-
men Engagement des Beigeladenen 
zu 2. und der Apothekerkammer auf 
dem Gebiet der Berufsausbildung do-
kumentieren. Zutreffend gehe das 
Verwaltungsgericht davon aus, dass 
auch der angestellte Apotheker eine 
freiberufliche Tätigkeit ausübe. Die 
Einordnung als Freiberufler ergebe 
sich nicht nur aus den Urteilen des 
Bundesverwaltungs- und Bundesver-
fassungsgerichts, sondern werde dar-
über hinaus durch die Berufsordnung 
der Beklagten sowie die Apotheken-
betriebsordnung bestätigt, die nicht 
zwischen selbständigen und ange-
stellten Apothekern differenzierten. 
Selbst wenn die Selbständigkeit kon-
stitutives Merkmal der Freiberuflich-
keit wäre, würde sich an der Recht-
mäßigkeit der Mitgliedschaft im Bei-
geladenen zu 2. nichts ändern, denn 
von einer Vertretung von Partikularin-
teressen könne dann keine Rede 
mehr sein, wenn die Kammermitglie-
der mehrheitlich die Mitgliedschaft 
billigten. Zudem sei diese Mitglied-
schaft durch die Einfügung der Ver-
bandsklausel in § 4 Abs. 2 Bln KaG 
zusätzlich abgesichert worden. 
 
Die Beigeladene zu 1. hält das erstin-
stanzliche Urteil insoweit für fehler-
haft, als es auf eine strukturelle Unter-
repräsentanz der angestellten bezie-
hungsweise verbeamteten Apotheker 
gegenüber den selbständig tätigen 
Apothekern innerhalb der Beigelade-
nen zu 1. gestützt sei. Das Berliner 
Kammergesetz gehe von einem ein-
heitlichen Berufsbild des Apothekers 
aus und unterscheide nicht zwischen 
Selbständigen und Angestellten. Ei-
nen wie auch immer gearteten Pro-
porz dieser beiden Gruppen – etwa 
bei der Zusammensetzung der Dele-
giertenversammlung – sehe das Bln 
KaG folgerichtig nicht vor. Folglich 
könne dies auch nicht für die  als pri-
vatrechtlich organisierte Vereinigung 
verlangt werden. Im Übrigen unter-
stützt die Beigeladene zu 1. die Argu-
mentation der Beklagten. 
 
Der Beigeladene zu 2. schließt sich im 
Wesentlichen den Ausführungen der 
Beklagten an. 
 
Wegen der weiteren Einzelheiten des 
Sach- und Streitstandes und des Vor-
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bringens der Beteiligten wird auf den 
Inhalt der Streitakten Bezug genom-
men. 
 
Entscheidungsgründe 
 
I. Die Berufung der Klägerin ist zuläs-
sig, sie hat insbesondere die Beru-
fungs- wie auch die Begründungsfrist 
eingehalten (§ 124 a Abs. 3 Sätze 1 
und 2 VwGO). 
 
Der Berufungsschriftsatz gegen das 
der Klägerin am 1. Juli 2004 zuge-
stellte Urteil ist am 30. Juli 2004 beim 
Verwaltungsgericht eingegangen. Auf 
ihren rechtzeitig am 23. August 2004 
eingegangenen Antrag ist die Frist zur 
Begründung der Berufung – wie be-
antragt – gemäß § 124 a Abs. 3 Satz 
3 VwGO bis zum 1. Oktober 2004 
(Freitag) verlängert worden. Obwohl 
der Schriftsatz mit der Berufungsbe-
gründung ausweislich des Eingangs-
stempels erst am 2. Oktober 2004 
beim Oberverwaltungsgericht einge-
gangen ist, ist die Begründungsfrist 
eingehalten, da der Stempel unrichtig 
ist. Der gerichtliche Eingangsstempel 
ist eine öffentliche Urkunde im Sinne 
von § 418 ZPO i.V.m. § 98 VwGO; er 
bescheinigt den Tag, an dem das 
Schriftstück bei Gericht eingegangen 
ist (vgl. BGH, Beschluss vom 30. Ok-
tober 1997, NJW 1998, 461). Aller-
dings kann der dadurch begründete 
Beweis nach § 418 Abs. 2 ZPO i.V.m. 
§ 98 VwGO durch Gegenbeweis ent-
kräftet werden (vgl. BGH, a.a.O.). 
Dies ist vorliegend der Fall, die Recht-
zeitigkeit des Eingangs der Berufungs-
begründung der Klägerin am 1. Ok-
tober 2004 ist zur vollen Überzeu-
gung des Senats bewiesen. 
 
Der Prozessbevollmächtigte der Klä-
gerin hat unter Vorlage von BVG-
Fahrscheinen anwaltlich versichert, 
den Schriftsatz mit der Berufungsbe-
gründung am 1. Oktober 2004 vor 
00.00 Uhr in den Briefkasten des O-
berverwaltungsgerichts in der Har-
denbergstraße 31 eingeworfen zu 
haben. Ausweislich der vom Senat 
eingeholten Auskunft des Leiters der 
Amtmeisterei des Oberverwaltungs-
gerichts vom 1. November 2006 ist 
die Trennklappe des Nachtbriefkas-
tens vom 1. (Freitag) auf den 2. Okto-
ber 2004 (Samstag) korrekt gefallen. 
Dennoch ist der Eingangsstempel „
2.10.2004“ unrichtig. Wäre der 
Schriftsatz am 1. Oktober 2004 vor 
00.00 Uhr eingegangen, hätte er den 

Stempel 1.10.2004, wäre er nach 
00.00 Uhr eingegangen, hätte er den 
Stempel 4.10.2004 (Montag) erhal-
ten müssen, da die auf ein Wochen-
ende fallenden Kalendertage nicht 
gestempelt werden. Wie es zu dem 
falschen Stempel gekommen ist, 
konnte auch durch Befragung des 
Wachtmeisters, der den Schriftsatz 
seinerzeit abgestempelt hat, nicht 
geklärt werden. 
 
II. Die Berufung der Klägerin ist unbe-
gründet. Das Verwaltungsgericht hat 
die zulässige Klage zu Recht abgewie-
sen. Der Klägerin steht ein auf Art. 2 
Abs. 1 GG gestützter Anspruch auf 
Austritt der Beklagten aus dem Beige-
ladenen zu 2. nicht zu. 
 
Rechtsgrundlage für den Zusammen-
schluss der Beklagten mit dem Beige-
ladenen zu 2. ist § 4 Abs. 2 des Ge-
setzes über die Kammern und die Be-
rufsgerichtsbarkeit der Ärzte, Zahn-
ärzte, Tierärzte, Apotheker, Psycholo-
gischen Psychotherapeuten und Kin-
der- und Jugendlichenpsychothera-
peuten (Berliner Kammergesetz – Bln 
KaG) in der Fassung vom 4. Septem-
ber 1978 (GVBI. S. 1937, 1980), zu-
letzt geändert durch das neunte Ge-
setz zur Änderung des Berliner Kam-
mergesetzes vom 19. Juni 2006 
(GVBI. S. 570). Danach sind die Kam-
mern zur Wahrung von Berufs- und 
Standesbelangen berechtigt, mit 
Kammern des gleichen Berufs oder 
anderer Heilberufe, mit Verbänden, 
die gesetzliche Aufgaben in der Sozi-
alversicherung erfüllen, und mit Ver-
bänden, die Aufgaben im Rahmen 
der jeweiligen Kammerzuständigkeit 
wahrnehmen, in der Bundesrepublik 
Deutschland sowie in anderen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union 
Arbeitsgemeinschaften in einer 
Rechtsform des bürgerlichen Rechts 
zu bilden. 
 
Nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 Bln KaG haben 
die Kammern die Aufgabe, im Rah-
men des Gesetzes die beruflichen Be-
lange ihrer Angehörigen unter Beach-
tung der Interessen der Allgemeinheit 
wahrzunehmen. Zu diesem Zweck, 
nämlich der Wahrung von Berufs- 
und Standesbelangen, hat der Lan-
desgesetzgeber sie in § 4 Abs. 2 Bln 
KaG ausdrücklich ermächtigt, sich u.
a. mit privatrechtlich organisierten 
Verbänden oder Vereinigungen zu-
sammenzuschließen, und so ein be-
stimmtes Mittel zur Wahrnehmung 

der oben genannten Aufgabe an die 
Hand gegeben. Damit ist die sog. 
Verbandsklausel, die den Heilberufs-
kammern eine Ermächtigung für eine 
Mitgliedschaft in berufsorientierten 
Vereinigungen gibt, gesetzlich veran-
kert worden (vgl. Begründung zu § 4 
Abs. 2, Abghs-Drs. 12/5503, S. 4 <ll, 
24R>). 
 
1. Gegen die Verfassungsmäßigkeit 
der Vorschrift bestehen keine Beden-
ken. 
 
Ein Verstoß gegen das föderalistische 
Prinzip liegt nicht vor, da eine berufs-
ständische Kammer mit ihrem Beitritt 
zu einem privatrechtlichen Verband 
keine Aufgaben an diesen überträgt 
(vgl. BVerwG, Urteil vom 10. Juni 
1986 – 1 C 4/86 –, BVerwGE 74, 254, 
zur Mitgliedschaft der Handwerks-
kammer im Zentralverband des Deut-
schen Handwerks). Von Art. 9 Abs. 1 
GG ist schon der Schutzbereich nicht 
tangiert. Vereinigungen, die – wie 
eine berufsständische Kammer – ihre 
Entstehung und ihren Bestand nicht 
grundrechtsinitiierter Freiwilligkeit 
verdanken, unterfallen von vornher-
ein nicht dem Vereinsbegriff des Art. 
9 Abs. 1 GG (vgl. BVerfG, Beschluss 
vom 7. Dezember 2001, NVwZ 2002, 
335) mit der Folge, dass auch Art und 
Umfang der Wahrnehmung einzelner 
Aufgaben durch die Zwangskörper-
schaft nicht an dieser Norm zu mes-
sen sind. 
 
Prüfungsmaßstab ist allein Art. 2 Abs. 
1 GG (vgl. BVerfG, Beschluss vom 7. 
Dezember 2001, a.a.O.; BVerwG, Ur-
teil vom 21. Juli 1998, a.a.O.). Ob 
Art. 12 Abs. 1 GG einschlägig wäre, 
kann offen bleiben, da insoweit die 
gleichen Maßstäbe anzulegen wären 
(vgl. BVerwG, Urteil vom 21. Juli 
1998, a.a.O.). Es entspricht gefestig-
ter Rechtsprechung des Bundesver-
waltungsgerichts, dass die Mitglieder 
öffentlich-rechtlicher Verbände mit 
Pflichtmitgliedschaft, worunter auch 
die berufsständischen Kammern fal-
len, von dem Verband die Einhaltung 
der Grenzen verlangen können, die 
seinem Tätigwerden durch die ge-
setzlich normierte Aufgabenstellung 
gezogen sind. Das folgt insbesondere 
aus Art. 2 Abs. 1 GG, der nicht nur 
das Recht gewährt, von der Mitglied-
schaft in einem „unnötigen“ Verband 
verschont zu bleiben, sondern dem 
einzelnen Mitglied auch ein Abwehr-
recht gegen solche Eingriffe des Ver-
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bandes in seine Handlungsfreiheit 
einräumt, die sich nicht im Wirkungs-
kreis legitimer öffentlicher Aufgaben 
halten oder bei deren Wahrnehmung 
nicht dem Gebot der Verhältnismä-
ßigkeit entsprochen wird (vgl. u.a. 
Urteil vom 17. Dezember 1981, 
BVerwGE 64, 298, m.w.N.). Es steht 
außer Frage, dass der Landesgesetz-
geber der Beklagten in verfassungs-
rechtlich nicht zu beanstandender 
Weise in § 4 Abs. 1 Nr. 1 Bln KaG ei-
ne legitime öffentliche Aufgabe zuge-
wiesen hat (vgl. BVerwG, Urteil vom 
30. Januar 1996, NJW 1997, 814, zur 
Pflichtmitgliedschaft in einer Apothe-
kerkammer), ohne dass entgegen der 
Ansicht der Klägerin wegen der weit 
gefassten Formulierung Bedenken 
bestünden (vgl. BVerwG, Urteil vom 
17. Dezember 1998, BVerwGE 108, 
169, zur Förderung der Interessen des 
Handwerks). Nach gefestigter Auffas-
sung in Rechtsprechung und Literatur 
gehört es auch zu den Grundannah-
men des deutschen Kammerrechts, 
dass die berufsspezifische Interessen-
wahrnehmung ein legitimes Aufga-
benfeld der Kammern darstellt, mit-
hin eine kammerimmanente Aufgabe 
ist (vgl. u.a. BVerfG, Beschluss vom 
19. Dezember 1962, BVerfGE 15,  
235).  Sie erwächst aus der besonde-
ren  Stellung  der berufsständischen 
Kammern zwischen staatlicher Ver-
antwortung und gesellschaftlicher 
Selbstbestimmung, wie sie sich orga-
nisationsrechtlich in der öffentlich-
rechtlichen Verfasstheit als körper-
schaftliche Selbstverwaltungseinrich-
tung mittelbarer Staatsverwaltung 
spiegelt (vgl. Hessischer VGH, Urteil 
vom 29. Juli 2004, DVBI. 2004, 
1440). 
 
Weiter entspricht es dem Wesen eines 
freien Berufes, dass seine Ausübung 
eigenverantwortlich und ohne sach-
lich nicht gerechtfertigte staatliche 
Bevormundung erfolgt. Unter dem 
Gesichtspunkt des Grundrechtsschut-
zes aus Art. 2 Abs. 1, 12 Abs. 1 GG ist 
deshalb die Tätigkeit berufsständi-
scher Kammern mit Pflichtmitglied-
schaft, soweit dadurch die Freiheits-
sphäre des einzelnen Mitglieds be-
rührt wird, nur rechtmäßig, soweit sie 
erforderlich und geeignet ist, zur Ver-
wirklichung einer die Pflichtmitglied-
schaft rechtfertigenden Zielsetzung 
der Kammer beizutragen und soweit 
dadurch nicht in unzumutbarer Weise 
in das Recht des Einzelnen auf freie 
Ausübung seines Berufs eingegriffen 

wird (vgl. u.a. Urteil vom 17. Dezem-
ber 1981, BVerwGE 64, 298, m.w.
N.). Innerhalb dieser Grenzen steht es 
in Ausübung ihres Selbstverwaltungs-
rechts grundsätzlich im Ermessen ei-
ner berufsständischen Kammer, auf 
welche Weise sie ihre Aufgabe der 
Interessenvertretung wahrnimmt (vgl. 
Hessischer VGH, Urteil vom 29. Juli 
2004, a.a.O.). In der Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts ist 
zudem geklärt, dass die Beteiligung 
einer berufsständischen Kammer an 
einem in der Rechtsform eines einge-
tragenen bürgerlich-rechtlichen Ver-
eins organisierten Berufsverbandes 
auch ohne gesetzliche Ermächtigung 
als Teil der Aufgabenwahrnehmung 
durch die Kammer zulässig ist, sofern 
diese Mitgliedschaft im Rahmen des 
der Kammer gesetzlich zugewiesenen 
Aufgabenbereichs liegt (vgl. Urteile 
vom 10. Juni 1986 – 1 C 4/86 –, a.a.
O., – 1 C 9/86 –, NJW 1987, 337). 
 
Hiervon ist der Landesgesetzgeber 
1961 bei der Schaffung des Berliner 
Kammergesetzes ausgegangen, in-
dem er mit dem Auftrag an die Kam-
mern, die beruflichen Belange der 
Kammerangehörigen wahrzuneh-
men, den Kammern – ohne gesetzli-
che Ermächtigung in Form einer Ver-
bandsklausel – das Recht gegeben 
hat, überall dort tätig zu werden, wo 
Interessen auf dem Spiele stehen, die 
die Grundlagen und den Bestand der 
Berufsgruppen und damit das öffent-
liche Wohl berühren (vgl. Begrün-
dung zum Bln KaG von 1961, Abghs-
Drs. 3/1112, S. 5). Demzufolge ver-
stößt auch die der Beklagten nun-
mehr mit § 4 Abs. 2 Bln KaG aus-
drücklich eingeräumte Befugnis, die 
in § 4 Abs. 1 Nr. 1 Bln KaG genannte 
Aufgabe in einer bestimmten Weise 
wahrzunehmen, für sich genommen 
nicht gegen Art. 2 Abs. 1 GG. Ent-
scheidend ist vielmehr nach den oben 
dargestellten Grundsätzen, ob der 
Beitritt der Beklagten zum Beigelade-
nen zu 2. von den ihr gesetzlich zu-
gewiesenen Aufgaben gedeckt ist, 
mithin ob der Satzungszweck des Bei-
geladenen zu 2. damit zu vereinbaren 
ist. 
 
2. Die Mitgliedschaft der Beklagten in 
dem Beigeladenen zu 2. ergibt sich 
konkludent aus den seit 1974 entrich-
teten Beiträgen und dem aktuellen 
Mitgliederverzeichnis. Sie liegt inner-
halb des ihr durch § 4 Abs. 1 Nr. 1 
Bln KaG zugewiesenen und in § 3 

Abs. 1 Nr. 1 ihrer Hauptsatzung vom 
4. November 1993 (ABI. 1995, S. 
994), zuletzt geändert am 15. März 
2005 (ABI. S. 2298), wortgleich fest-
gelegten Aufgabenbereichs. Die Be-
klagte wirkt als Mitglied bei dem Bei-
geladenen zu 2. mit, der seinerseits 
Mitglied des Bundesverbandes der 
freien Berufe – BFB – ist. Weder die 
satzungsgemäßen Aufgaben des Bei-
geladenen zu 2. noch die des BFB ge-
hen über den Aufgabenbereich der 
Beklagten hinaus (vgl. zu dieser Vor-
aussetzung BVerwG, Urteil vom 10. 
Juni 1986 – 1 C 9/86 –, a.a.O.). 
 
a) Als eingetragener Verein ist der 
Beigeladene zu 2., in dem sich ver-
schiedene berufsständische Körper-
schaften Berlins und andere Landes-
organisationen aus den genannten 
Gruppierungen zusammengeschlos-
sen haben, ebenso wie der BFB eine 
Arbeitsgemeinschaft in der Rechts-
form des bürgerlichen Rechts i.S.v. § 
4 Abs. 2 Bln KaG. Insoweit wird zur 
Begründung auf die zutreffenden 
Ausführungen des Verwaltungsge-
richts unter II. 3. der Entscheidungs-
gründe des angefochtenen Urteils 
Bezug genommen (UA S. 11/12). 
 
Zweck des Beigeladenen zu 2. ist es, 
alle berufsübergreifenden Bestrebun-
gen der Angehörigen der freien Beru-
fe in einem allgemeinen Sinn zu ver-
folgen und für die Erhaltung und den 
Ausbau des freien Berufs einzutreten. 
Die Tätigkeit ist beschränkt auf eine 
berufsübergreifende Interessenvertre-
tung der freien Berufe. Sie darf den 
gesetzlich zugewiesenen Aufgaben-
bereich von Mitgliedern nicht über-
schreiten. Die Tätigkeit des Verbandes 
muss zur Förderung und Wahrung 
der den Mitgliedern zugewiesenen 
Aufgaben erforderlich und angemes-
sen sein (§ 2 der Satzung des Verban-
des der Freien Berufe e.V. vom 1. Juli 
2003 – im Folgenden VFB-Satzung –). 
In § 2 der Satzung des BFB von 
2002 – im Folgenden BFB-Satzung – 
ist diese Passage wortgleich enthal-
ten. 
 
b) Die allgemeine Verfolgung aller 
berufsübergreifenden, gemeinsamen 
ideellen und wirtschaftlichen Bestre-
bungen der freien Berufe durch den 
Beigeladenen zu 2. wie auch den BFB 
kann der Aufgabe zugeordnet wer-
den, deren Wahrnehmung der Be-
klagten durch § 4 Abs. 1 Nr. 1 Bln 
KaG i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 ihrer 
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Hauptsatzung eröffnet ist. Die ge-
nannte Verbandsaufgabe, die sich 
ebenso wenig wie die satzungsmäßi-
gen Ziele des BFB auf die Verfolgung 
rein wirtschaftlicher Interessen be-
schränkt, ist hinreichend mit der Auf-
gabe der Beklagten, der Wahrung der 
beruflichen Belange der der Kammer 
angehörenden Apotheker, vereinbar 
(ebenso: Hessischer VGH, Urteil vom 
29. Juli 2004, a.a.O., für die Mitglied-
schaft der Ärztekammer im Verband 
Freier Berufe des Landes Hessen; 
BGH, Beschluss vom 18. Dezember 
1995, NJW 1996, 1899, für die Mit-
gliedschaft der Patentanwaltskammer 
im BFB). Insoweit besteht auch Über-
einstimmung mit den Entscheidun-
gen des Bundesverwaltungsgerichts 
(Urteil vom 10. Juni 1986 – 1 C 
9/86 –, a.a.O.) und des Oberverwal-
tungsgerichts für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Urteil vom 9. De-
zember 1999, GewArch 2000, 378), 
da sich auch nach den dort vertrete-
nen Auffassungen berufsübergreifen-
de Bestrebungen, die in einem allge-
meinen Sinne für den Erhalt und den 
Ausbau des freien Berufs eintreten, 
noch mit der berufsspezifischen Inte-
ressenvertretung durch berufsständi-
sche Kammern vereinbaren lassen. 
Insofern kann sowohl offen bleiben, 
ob aus einem allgemeinen Zweck der 
Beklagten die Rechtfertigung folgt, 
auch fremde Berufsinteressen wahrzu-
nehmen, als auch die damit in Zu-
sammenhang stehende Frage nach 
dem abschließenden Charakter des in 
§ 4 Abs. 1 Bln KaG beschriebenen 
Aufgabenbereichs (vgl. BVerwG, Ur-
teil vom 10. Juni 1986 –1 C 9/86 –, a.
a.O.; OVG NRW, Urteil vom 9. De-
zember 1999, a.a.O.). Die Festlegung 
der Verbandsaufgabe auf die berufs-
übergreifende Interessenvertretung 
bedeutet zugleich, dass es dem Bei-
geladenen zu 2. verwehrt ist, exklusiv 
für die Belange einer bestimmten 
Gruppe freier Berufe einzutreten (vgl. 
Hessischer VGH, Urteil vom 29. Juli 
2004, a.a.O.). Diese Beschränkung 
ist – wie aufgezeigt wurde – in den §§ 
2 der Satzungen des Beigeladenen zu 
2. und des BFB ausdrücklich nieder-
gelegt. Im Gegensatz hierzu hatten 
die vorgenannten Entscheidungen 
des Bundesverwaltungsgerichts 
(Urteil vom 10. Juni 1986 – 1 C 
9/86 –, a.a.O.), des Oberverwaltungs-
gerichts Bremen (Urteil vom 16. März 
1993, NJW 1994, 1606) und des O-
berverwaltungsgerichts für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Urteil vom 9. 

Dezember 1999, a.a.O.) andere Fas-
sungen der Satzungen des BFB und 
des jeweiligen Beigeladenen zum Ge-
genstand. Im Fall des Bundesverwal-
tungsgerichts ermöglichte schon der 
bloße Wortlaut der damaligen Sat-
zungen den Verbänden eine Tätig-
keit, die über ein allgemeines Eintre-
ten für den freien Beruf hinausging 
und die Wirkungsfelder einzelner frei-
er Berufe betraf. Die daraufhin sat-
zungsmäßig vorgenommene Ein-
schränkung dahingehend, dass die 
Wahrnehmung der Interessen eines 
bestimmten freien Berufs ausge-
schlossen sei, soweit damit nicht auch 
berufsübergreifende Bestrebungen für 
die Gesamtheit der freien Berufe un-
auflösbar verbunden seien, enthielt 
nach Auffassung des Oberverwal-
tungsgerichts Bremen wie des Ober-
verwaltungsgerichts für das Land 
Nordrhein-Westfalen immer noch ei-
ne nicht vom Aufgabenbereich der 
dortigen Kammer gedeckte Ermächti-
gung zur Unterstützung spezifischer 
Forderungen einzelner Berufe (anders 
BGH, Beschluss vom 18. Dezember 
1995, a.a.O.). Die konkrete Verbands-
tätigkeit belegte in allen drei Fällen 
das von den Gerichten zugrunde ge-
legte Verständnis des in den früheren 
Satzungen niedergelegten Aufgaben-
bereichs. 
 
Auch der zwischen den Beteiligten 
streitige Begriff des freien Berufs 
rechtfertigt keine andere rechtliche 
Beurteilung. 
 
 
Entgegen der Ansicht der Klägerin ist 
die Selbständigkeit von Apothekern 
nicht konstituierend für ihre Zugehö-
rigkeit zu einem bzw. die Ausübung 
eines freien Beruf(s). Zwar gehören 
ausweislich allgemeiner Lexika zu der 
Gruppe der freiberuflich Tätigen nur 
Selbständige (Brockhaus Enzyklopä-
die, 1968, S. 559; Meyers Großes Ta-
schenlexikon, 2006, S. 2376; vgl. 
auch BVerfG, Entscheidung vom 23. 
Juli 1963, BVerfGE 16, 286). Demge-
genüber ist aber in der in § 1 Abs. 2 
Satz 1 des Gesetzes über Partner-
schaftsgesellschaften Angehöriger 
Freier Berufe (Partnerschaftsgesell-
schaftsgesetz – PartGG –) vom 25. Juli 
1994 (BGBl. I S. 1744), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 10. Dezember 
2001 (BGBl. I S. 3422), genannten 
Definition das Merkmal der Selbstän-
digkeit nicht enthalten, die selbstän-
dige Berufstätigkeit in Satz 2 vielmehr 

nur als eine Möglichkeit der Aus-
übung eines freien Berufs genannt. 
Auf diese Umschreibung, die auch als 
Legaldefinition des Bundesgesetzge-
bers angesehen wird (vgl. Bericht der 
Bundesregierung über die Lage der 
Freien Berufe 2002, Drs. 14/9499, S. 
2), verweist das Institut für Freie Beru-
fe Nürnberg – IFB – auf seiner Home-
page. Ebenso wenig unterscheidet 
die Berufsordnung der Apotheker-
kammer Berlin vom 26. August 1998 
(ABI. 4380), geändert am 27. Juni 
2000 (ABI. 4072), nach deren Präam-
bel der Apotheker einen freien Heilbe-
ruf ausübt, in den im ersten und 
zweiten Teil enthaltenen Vorschriften 
hinsichtlich der Aufgaben und allge-
meinen Verhaltenspflichten zwischen 
selbständig und angestellt tätigen 
Apothekern. Dem entspricht das ver-
fassungsrechtlich gebilligte überkom-
mene Berufsbild des Apothekers als 
eines freien Berufs, für das neben der 
akademischen Ausbildung die Aufer-
legung besonderer öffentlich-
rechtlicher Standespflichten sowie 
allgemein die Unterstellung unter die 
Standesaufsicht und die Berufsge-
richtsbarkeit kennzeichnend ist, ohne 
dass es auf die selbständige Be-
rufsausübung ankäme (vgl. BVerfG, 
Beschluss vom 13. Februar 1964, 
BVerfGE 17, 232; Beschluss vom 22. 
Mai 1996, BVerfGE 94, 372; BVerwG, 
Beschluss vom 14. November 2001, 
DVBI. 2002, 206). 
 
Unabhängig hiervon gehören zu den 
der Kammer angehörenden Apothe-
kern jedenfalls auch solche, die ihren 
Beruf selbständig und damit unstrei-
tig freiberuflich ausüben. Es ist nichts 
dafür ersichtlich, dass die Wahrung 
der beruflichen Belange der Kammer-
angehörigen lediglich auf die Vertre-
tung von Interessen beschränkt wäre, 
die allen Apothekern unabhängig von 
der Art ihrer Berufsausübung gemein-
sam sind. Anders als in dem vom O-
berverwaltungsgericht Bremen ent-
schiedenen Fall (Urteil vom 16. März 
1993, a.a.O.) ist der Aufgabenbereich 
der Beklagten nicht auf die Wahrung 
der beruflichen Belange der Gesamt-
heit der Kammerangehörigen be-
schränkt, d.h. sie muss ihre Tätigkeit 
nicht an deren Gesamtinteresse aus-
richten. Der damit ggf. einhergehen-
de unterschiedliche Nutzen der Kam-
mer- bzw. Verbandstätigkeit für die 
einzelnen Kammermitglieder steht 
dem nicht entgegen (vgl. dazu unten 
3.). 
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Aus dem gleichen Grund ist der Be-
klagten über ihre Mitgliedschaft in 
dem Beigeladenen zu 2. und dem 
BFB nicht die Verfolgung wirtschaftli-
cher Interessen verwehrt. Bei diesen 
handelt es sich ohne Zweifel um be-
rufliche Belange zumindest der selb-
ständig tätigen Apotheker. Soweit das 
Gesetz – wie hier – keine entgegen-
stehende Regelung trifft, steht es der 
Beklagten in Ausübung ihres Selbst-
verwaltungsrechts grundsätzlich frei, 
auf welche Weise sie ihre Aufgabe der 
Wahrung beruflicher Belange ihrer 
Mitglieder erfüllt. Hinzu kommt, dass 
das Gesetz auf eine materielle Ausfül-
lung des Begriffs der beruflichen Be-
lange verzichtet und deren Definition 
dem jeweiligen Entscheidungsfin-
dungsverfahren der gesetzlich be-
stimmten Organe der jeweiligen 
Kammer überlässt (vgl. BVerwG, Ur-
teil vom 10. Juni 1986 – 1 C 4/86 –, 
a.a.O.). Dagegen bestehen bis zu ei-
ner hier nicht berührten äußersten 
Grenze keine verfassungsrechtlichen 
Bedenken. Zulässig ist danach jede 
Wahrnehmung von beruflichen Be-
langen der Apothekerschaft, für die 
sich im Willensbildungsprozess der 
Beklagten eine Mehrheit findet. Dies 
bedeutet aber, eine Aufgabenüber-
schreitung kann nicht darin liegen, 
dass die Beklagte sich dank ihrer 
Kompetenz zur Definition der berufli-
chen Belange für die Mitgliedschaft 
bei dem Beigeladenen zu 2. entschei-
det und entsprechend dieser Ent-
scheidung an der Verfolgung wirt-
schaftlicher Interessen mitwirkt (vgl. 
BVerwG, Urteil vom 10. Juni 1986 – 1 
C 4/86 –, a.a.O.), zumal die Tätigkei-
ten des Beigeladenen zu 2. und des 
BFB den gesetzlich zugewiesenen 
Aufgabenbereich ihrer Mitglieder 
nicht überschreiten dürfen (vgl. § 2 
der Satzungen). Vor diesem Hinter-
grund bestehen ebenfalls keine Be-
denken gegen die von der Klägerin 
gerügte Doppelmitgliedschaft der 
Beklagten im BFB über den Beigela-
denen zu 2. und die Beigeladene zu 
1. 
 
c) Die Rechtswidrigkeit der Mitglied-
schaft der Beklagten ergibt sich 
schließlich nicht aus dem tatsächli-
chen Wirken des Beigeladenen zu 2. 
und des BFB. Für die Frage, ob eine 
berufsständische Kammer mit ihrer 
Verbandsmitgliedschaft ihren gesetzli-
chen Aufgabenkreis überschreitet, 
kommt es grundsätzlich auf einen 
Vergleich mit dem satzungsgemäßen 

Aufgabenbereich der jeweiligen Ver-
bände an (vgl. BGH, Beschluss vom 
18. Dezember 1995, a.a.O.; Hess 
VGH, Urteil vom 30. Juni 2004, a.a.
O.). Gegenteiliges ist auch den Ent-
scheidungen des Bundesverwaltungs-
gerichts (Urteil vom 10. Juni 1986 – 1 
C 9/86 –, a.a.O.), des Oberverwal-
tungsgerichts für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Urteil vom 9. De-
zember 1999, a.a.O.) sowie des O-
berverwaltungsgerichts Bremen 
(Urteil vom 16. März 1993, a.a.O.) 
nicht zu entnehmen, in denen die 
jeweils festgestellte konkrete Ver-
bandstätigkeit lediglich als Beleg da-
für herangezogen worden ist, dass 
die überprüften Satzungen der Ver-
bände tatsächlich in dem von den 
Gerichten zugrunde gelegten Sinne 
verstanden und gelebt worden sind. 
Die tatsächlichen Aktivitäten eines 
Verbandes sind in der Regel nicht ge-
eignet, die Rechtswidrigkeit der Mit-
gliedschaft einer berufsständischen 
Kammer zu begründen, und zwar 
selbst dann nicht, wenn diese im kon-
kreten Fall von der Verbandssatzung 
nicht gedeckt wären und dadurch 
zugleich der gesetzliche Aufgabenbe-
reich der Kammer überschritten wür-
de. Bei derartigen Überschreitungen 
handelt es sich um Angelegenheiten, 
die der verbandsinternen Kontrolle 
unterliegen (vgl. BGH, Beschluss vom 
18. Dezember 1995, a.a.O.; Hess 
VGH, Urteil vom 30. Juni 2004, a.a.
O.; Tettinger, Kammerrecht, 1997, S. 
156; offen gelassen von VG Mün-
chen, Urteil vom 20. Juli 2004, ApoR 
2004, 173). 
 
Dabei kann offen bleiben, ob abwei-
chend von diesem Grundsatz ein an-
dauernder, schwerwiegender und 
verbandsintern nicht zu regelnder 
Satzungsbruch des Verbandes, der 
gleichzeitig im Widerspruch zu den 
gesetzlichen Aufgaben der Kammer 
steht, zur Rechtswidrigkeit der Mit-
gliedschaft führen könnte (so Tettin-
ger, a.a.O.). Anhaltspunkte dafür sind 
vorliegend nicht ersichtlich. Ausweis-
lich der Homepage des BFB (www.
freie-berufe.de) ist dieser in den Jah-
ren 2001 bis 2006 lediglich mit einer 
Stellungnahme für die Interessen nur 
eines freien Berufes ohne – soweit er-
sichtlich – berufsübergreifende Bezü-
ge eingetreten (BFB-Stellungnahme 
vom 1. November 2006 zum Referen-
tenentwurf eines 3. Gesetzes zur Än-
derung des Künstlersozialversiche-
rungsgesetzes und anderer Gesetze). 

Für den Beigeladenen zu 2. liegen 
Erkenntnisse zu etwaigen Überschrei-
tungen des satzungsgemäßen Aufga-
benbereichs nicht vor. 
 
3. Die Mitgliedschaft der Beklagten in 
dem Beigeladenen zu 2. sowie mittel-
bar im BFB ist geeignet und erforder-
lich zur Verwirklichung der Zielset-
zung beizutragen, die mit den der 
Kammer zugewiesenen Aufgaben ver-
folgt werden (vgl. dazu BVerwG, Ur-
teil vom 17. Dezember 1981, a.a.O.), 
sowie verhältnismäßig im engeren 
Sinne und damit zumutbar. 
 
Nach ständiger Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts ist ein Mit-
tel bereits dann im verfassungsrechtli-
chen Sinne geeignet, wenn mit seiner 
Hilfe der gewünschte Erfolg gefördert 
werden kann, wobei die Möglichkeit 
der Zweckerreichung genügt. Es ist 
vornehmlich Sache des Gesetzgebers, 
auf der Grundlage seiner wirtschafts-
politischen Vorstellungen und Ziele 
sowie unter Beachtung der Sachge-
setzlichkeiten des betreffenden Sach-
gebiets zu entscheiden, welche Maß-
nahmen er im Interesse des Gemein-
wohls ergreifen will (vgl. u.a. Be-
schluss vom 7. Dezember 2001, a.a.
O., m.w.N). Diese vom Bundesverfas-
sungsgericht für die Pflichtmitglied-
schaft in einer öffentlichrechtlichen 
Körperschaft als solcher aufgestellten 
Grundsätze gelten in gleicher Weise 
für die an Art. 2 Abs. 1 GG zu mes-
sende Tätigkeit der Körperschaft. Dar-
aus folgt, dass sich die streitbefange-
ne Mitgliedschaft der Beklagten in 
dem Beigeladenen zu 2. nicht – wie 
die Klägerin meint – als zwingend 
darstellen muss. 
 
Die Entscheidung des Landesgesetz-
gebers, den berufsständischen Kam-
mern die in § 4 Abs. 2 Bln KaG be-
schriebene Befugnis einzuräumen, 
und der darauf fußende Beitritt der 
Beklagten zum Beigeladenen zu 2. 
und darüber zum BFB sind von den 
dargestellten Grundsätzen gedeckt. 
Die Belange von Kammerangehöri-
gen eines bestimmten Berufs auf ei-
ner sachlich übergeordneten wie 
auch überregionalen Ebene zu vertre-
ten und dadurch zu einer Bündelung 
von den verschiedenen Berufssparten 
gemeinsamen Interessen beizutragen, 
ist aus Sicht des Landesgesetzgebers 
und ggf. der jeweiligen Kammer ef-
fektiver. Zudem bietet gerade die Be-
teiligung von berufsständischen Kam-
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mern an privatrechtlich organisierten 
Vereinigungen die Chance, die ge-
wünschte Interessenvertretung in hö-
herem Maße am Gesamtinteresse 
und am Gemeinwohl zu orientieren. 
 
Ebenso wenig ist das Gebot der Erfor-
derlichkeit verletzt. Dies wäre nur 
dann der Fall, wenn das Ziel der 
staatlichen Maßnahme durch ein an-
deres, gleich wirksames Mittel er-
reicht werden könnte, mit dem das 
betreffende Grundrecht nicht oder 
weniger fühlbar eingeschränkt würde 
(vgl. BVerfG, Beschluss vom 7. De-
zember 2001, a.a.O.). Eine andere 
Möglichkeit, berufliche Belange auf 
einer derart breit angelegten Basis zur 
Geltung zu bringen, wie eine sachlich 
übergeordnete und überregionale 
Ebene sie bietet, ist weder dargetan 
noch erkennbar. 
 
Die Mitgliedschaft der Beklagten in 
den beiden Verbänden ist für die ein-
zelnen Kammermitglieder auch nicht 
nutzlos. Der Beigeladene zu 2. und 
der BFB konzentrieren sich ausweis-
lich ihres in den jeweiligen Satzungen 
niedergelegten Zwecks – wie darge-
stellt – auf die berufsübergreifenden 
Aspekte der freien Berufe. Dies spie-
gelt sich auch in den auf der Home-
page des Beigeladenen zu 2. aufge-
führten Hauptaufgaben und Zielen 
wieder, die darin bestehen, die Grup-
pen der freien Berufe zusammenzu-
fassen und gegenüber den Länderbe-
hörden oder der Öffentlichkeit ein-
heitlich zu vertreten und zu fördern, 
für eine qualifizierte Aus-, Fort- und 
Weiterbildung einzutreten sowie die 
Beziehungen aller freien Berufe unter-
einander zu pflegen. Diese Aktivitäten 
liegen im Interesse sowohl der selb-
ständig als auch der nicht selbständig 
tätigen Apotheker und kommen bei-
den Gruppen in gleichem Maße zu-
gute. Soweit der Beigeladene zu 2. 
darüber hinaus das Ziel verfolgt, die 
ethischen und ökonomischen Grund-
lagen freier Berufsausübung zu si-
chern, und zu diesem Zweck Hilfe 
bzw. Beratung bei der Existenzgrün-
dung sowie mit dem so genannten 
Runden Tisch ein Instrument für die 
Überwindung von Unternehmenskri-
sen anbietet, nützt dieses Engage-
ment zwar in erster Linie den Selb-
ständigen. Dies ist jedoch im Hinblick 
auf die erforderliche Gesamtbetrach-
tung nicht zu beanstanden. Denn ge-
rade bei Berufen, die durch das Ne-
beneinander selbständiger und un-

selbständiger Berufsausübung ge-
kennzeichnet sind, ist es von der Sa-
che her gar nicht zu vermeiden, dass 
bestimmte Betätigungen einer Verei-
nigung primär den selbständigen Be-
triebsinhabern zugute kommen. Zu-
mindest mittelbar können sich aber 
die Vorteile, die z.B. Apothekeninha-
ber aus derartigen Aktivitäten ziehen, 
auch zugunsten angestellter Apothe-
ker auswirken (vgl. VG München, Ur-
teil vom 20. Juli 2004, ApoR 2004, 
173). Unabhängig hiervon tritt dieser 
Umstand nicht erst durch die Teilnah-
me an übergeordneten Verbänden, 
sondern in gleichem Maße kammer-
intern auf. Die Struktur von Kammern 
der Heilberufe, denen Personen mit 
zwar gleicher Approbation, aber mit 
zum Teil sehr unterschiedlichen be-
ruflichen Betätigungsarten angehö-
ren, bringt es mit sich, dass die ver-
schiedenen Gruppen der Kammermit-
glieder in teils erheblich unterschiedli-
chem Maße von den Tätigkeiten die-
ser Standesorganisationen profitieren, 
ohne dass hieraus die Rechtswidrig-
keit der Art der Aufgabenerfüllung 
herzuleiten ist (vgl. BVerwG, Urteil 
vom 26. Januar 1993, BVerwGE 92, 
24). Gleiches gilt für die Beteiligung 
berufsständischer Kammern an über-
geordneten Verbänden. Dem unter-
schiedlichen Nutzen wird bei der Hö-
he der Beiträge Rechnung getragen 
(vgl. dazu BVerwG, Urteil vom 26. 
Januar 1993, a.a.O.). So beträgt der 
jährliche Beitrag ausweislich der Bei-
tragsordnung des Beigeladenen zu 2. 
vom 27. Mai 2004 für selbständige 
Mitglieder 2,- EUR und für angestellte 
1,- EUR. Angesichts dessen ist die Mit-
gliedschaft der Beklagten in dem Bei-
geladenen zu 2. sowie im BFB für die 
einzelnen Kammermitglieder auch 
verhältnismäßig im engeren Sinne 
und damit zumutbar. 
 
III. Die zulässige Berufung der Beklag-
ten ist begründet. Das Verwaltungs-
gericht hat der Klage zu Unrecht teil-
weise stattgegeben. Die Klage ist 
zwar zulässig, aber unbegründet. Der 
Klägerin steht ein auf Art. 2 Abs. 1 
GG gestützter Anspruch auf Austritt 
der Beklagten aus der Beigeladenen 
zu 1. nicht zu. 
 
Auch für den Zusammenschluss der 
Beklagten mit der Beigeladenen zu 1. 
ist § 4 Abs. 2 Bln KaG die einschlägi-
ge Rechtsgrundlage. Insoweit gelten 
die oben unter II. aufgeführten 
Grundsätze. Auf die diesbezüglichen 

Ausführungen wird zur Vermeidung 
von Wiederholungen Bezug genom-
men. 
 
1. Die Mitgliedschaft der Beklagten in 
der Beigeladenen zu 1. ergibt sich 
konkludent aus dem aktuellen Mit-
gliederverzeichnis. Sie liegt innerhalb 
des ihr durch § 4 Abs. 1 Nr. 1 Bln 
KaG zugewiesenen und in § 3 Abs. 1 
Nr. 1 ihrer Hauptsatzung wortgleich 
festgelegten Aufgabenbereichs. 
 
a) Die Beigeladene zu 1., der als Bun-
desvereinigung Deutscher Apotheker-
verbände die 34 Apothekerkammern 
bzw. Apothekervereine/-verbände 
angehören (Mitgliederverzeichnis, 
Stand: März/November 2006), ist ei-
ne Arbeitsgemeinschaft in der Rechts-
form des bürgerlichen Rechts i.S.v. § 
4 Abs. 2 Bln KaG. Insoweit wird zur 
Begründung wiederum auf die zutref-
fenden Ausführungen des Verwal-
tungsgerichts unter II. 3. der Ent-
scheidungsgründe des angefochte-
nen Urteils Bezug genommen (UA S. 
11/12). Auf die Frage, ob die Beklag-
te durch ihre Mitgliedschaft in der 
Beigeladenen zu 1. gesetzliche Aufga-
ben in der Sozialversicherung erfüllt, 
kommt es nicht an, da § 4 Abs. 2 Bln 
KaG die grundsätzliche Befugnis ge-
währt, sich mit Verbänden zusam-
menzuschließen, die Aufgaben im 
Rahmen der jeweiligen Kammerzu-
ständigkeit wahrnehmen, was – wie 
noch ausgeführt wird – vorliegend 
der Fall ist. Ebenso wenig ist erheb-
lich, ob der Landesgesetzgeber bei 
der Schaffung der Norm Existenz und 
Funktion der Beigeladenen zu 1. in 
den Blick genommen hat, solange sie 
unter eine der in § 4 Abs. 2 Bln KaG 
abstrakt genannten Alternativen fällt. 
 
Die Beigeladene zu 1. bezweckt die 
Wahrnehmung und Förderung der 
gemeinsamen Interessen der in ihr 
zusammengeschlossenen Apotheker-
kammern und Apothekervereine/-
verbände in der Bundesrepublik 
Deutschland, soweit sie auf der Basis 
von Kammerbezirken organisiert sind 
(§ 1 Abs. 1 der Satzung vom 8. De-
zember 2005, im Folgenden: ABDA-
Satzung –). Zu diesem Zweck über-
nimmt sie u.a. eine Beratungs-, Ver-
mittlungs- und Unterrichtungsfunkti-
on zwischen den einzelnen Mitglieds-
organisationen, die Verhandlungsfüh-
rung gegenüber Behörden in überre-
gionalen und übergeordneten Ange-
legenheiten sowie die Sicher- bzw. 
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Herstellung einheitlicher Grundsätze 
für die Tätigkeit der Apothekerinnen 
und Apotheker in allen Bereichen (§ 1 
Abs. 3 ABDA-Satzung). 
 
b) Die Verfolgung der dargestellten 
Ziele durch die Beigeladene zu 1. ist 
ohne Zweifel von der der Beklagten 
in § 4 Abs. 1 Nr. 1 der Hauptsatzung 
zugewiesenen Aufgabe, die Berufs- 
und Standesbelange ihrer Kammeran-
gehörigen unter Beachtung der Inte-
ressen der Allgemeinheit zu wahren, 
gedeckt (ebenso: VG München, Urteil 
vom 20. Juli 2004, a.a.O.; VG Stutt-
gart, Urteil vom 15. Juli 2004, ApoR 
2004, 160, und zwar unabhängig 
von dem nicht abschließenden Cha-
rakter des Aufgabenkatalogs der dor-
tigen Apothekerkammer). Insoweit 
wird zur näheren Begründung auf die 
zutreffenden Ausführungen des Ver-
waltungsgerichts unter II. 2. der Ent-
scheidungsgründe des angefochte-
nen Urteils Bezug genommen (UAS. 
10/11). 
 
Eine Aufgabenüberschreitung durch 
die streitbefangene Mitgliedschaft 
liegt auch nicht im Hinblick auf die 
von der Klägerin gerügte Doppelrep-
räsentanz der selbständigen Apothe-
ker in der von Apothekerkammern 
und -verbänden gebildeten Beigela-
denen zu 1. vor. Die inhaltliche Be-
achtung der Tätigkeitsgrenzen der 
Kammern ist auch insoweit das ent-
scheidende Kriterium und nicht die 
Strukturgleichheit der Willensbildung 
in den Kammern einerseits und den 
privatrechtlichen Verbänden anderer-
seits (vgl. VG Stuttgart, Urteil vom 
15. Juli 2004, a.a.O.; Pietzcker, Kam-
merrecht in Bewegung, NJW 1987, 
305). 
 
Zunächst erlaubt § 4 Abs. 2 Bln KaG 
den Beitritt der Beklagten auch unter 
diesem Aspekt, da lediglich erforder-
lich ist, dass die in Betracht kommen-
den Verbände Aufgaben im Rahmen 
der jeweiligen Kammerzuständigkeit 
wahrnehmen, ohne notwendigerwei-
se das gesamte Aufgabenspektrum 
des § 4 Abs. 1 Bln KaG abdecken zu 
müssen. Auch in der Vertretung von 
Interessen selbständiger Apotheker 
liegt eine Wahrnehmung beruflicher 
Belange von Kammerangehörigen. 
Ob und in welchem Umfang dies er-
folgt, unterliegt dem internen Wil-
lensbildungsprozess, der rechtsstaatli-
chen Anforderungen genügen und 
als Ausdruck einer demokratischen 

Binnenstruktur insbesondere eine 
gleichberechtigte Mitwirkung aller 
Mitglieder durch Wahlen ermögli-
chen muss (Tettinger, a.a.O., S. 97; 
Papier, NJW 1987, 1308 <1310>). 
Dies ist vorliegend sowohl auf der 
Kammer- als auch auf der übergeord-
neten Verbandsebene gewährleistet. 
Nach den einschlägigen Vorschriften 
der Hauptsatzung der Beklagten ver-
fügt jedes ihrer Mitglieder bei Abstim-
mungen über eine Stimme, ohne zwi-
schen angestellten und selbständigen 
Apothekern zu differenzieren. Gegen 
diese Egalität bestehen trotz der 
Pflichtmitgliedschaft keine rechtlichen 
Bedenken, da das die zwangsweise 
Zusammenführung sachlich rechtfer-
tigende Kriterium (vgl. dazu Tettin-
ger, a.a.O., S. 108, 109) in der Ap-
probation zum Apotheker liegt, und 
zwar unabhängig von der Form der 
tatsächlichen Berufsausübung. Die 
Ausgestaltung der Entscheidungspro-
zesse bei der Beigeladenen zu 1. ge-
nügt gleichfalls rechtsstaatlichen An-
forderungen. Zwar folgt die Stim-
menverteilung auf die einzelnen Mit-
gliedsorganisationen hier nicht dem 
Prinzip einer arithmetischen Egalität, 
vielmehr wird sie nach Maßgabe der 
Mitgliederzahlen eines jeden Kam-
merbezirks vorgenommen (vgl. § 3 
Abs. 4 ABDA-Satzung). Diese Form 
der Stimmengewichtung ist ebenso 
Ausdruck des Grundsatzes gleicher 
Teilhabe aller Glieder (vgl. Papier, a.a.
O., S. 1313), da Mitglieder der Beige-
ladenen zu 1. nicht die einzelnen A-
potheker, sondern die verschiedenen 
Mitgliedsorganisationen sind. Zwar 
sind damit angestellten Apothekern 
nicht die gleichen Mitwirkungsmög-
lichkeiten garantiert, weil eine Majori-
sierung durch Mitgliedsorganisatio-
nen möglich ist, die ausschließlich 
selbständige Apotheker vertreten. 
Dieser Umstand wird jedoch in zwei-
facher Hinsicht in ausreichendem Ma-
ße kompensiert. Zum einen besteht 
auf der übergeordneten Verbands-
ebene keine Zwangsmitgliedschaft. 
Ob die Beklagte sich der Beigelade-
nen zu 1. anschließt, unterliegt allein 
einer entsprechenden Beschlussfas-
sung ihrer Mitglieder. Zum anderen 
binden die Entscheidungen des Dach-
verbandes nicht die Mitgliedsorgani-
sationen. Die Beschlüsse der Haupt-
versammlung, in der die berufspoliti-
sche Willensbildung der deutschen 
Apotheker erfolgt (§ 4 Abs. 1 ABDA-
Satzung), sind lediglich für das Han-
deln der Beigeladenen zu 1. und de-

ren Organe verbindlich (§ 4 Abs. 2 
ABDA-Satzung). Das Zusammenspiel 
von korporativer Mitgliedschaft und 
fehlender Bindungswirkung von Be-
schlüssen der Beigeladenen zu 1. für 
die gesetzliche Aufgabenerledigung 
der Beklagten stellen sicher, dass die 
Mitgliedschaft der Beklagten zu kei-
ner Einschränkung bei der Erledigung 
ihrer gesetzlichen Aufgaben führt 
(vgl. BVerwG, Urteil vom 10. Juni 
1986 – 1 C 4/86 –, a.a.O., zur Drittel-
beteiligung der Gesellen in Organen 
der Handwerkskammer). 
 
Weiter ist zu berücksichtigen, dass 
den Apothekerkammern sämtlicher 
Kammerbezirke im Verhältnis zu den 
jeweiligen Apothekerverbänden tat-
sächlich ein größerer Stimmenanteil 
zukommt (vgl. z.B. die Aufstellung 
über die Stimmenzahlen für die Mit-
gliederversammlungen der Beigelade-
nen zu 1. in der Zeit vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2003), und in 
der Satzung der Beigeladenen zu 1. 
die Möglichkeit gesichert ist, dass an-
gestellte Apotheker Einfluss auf die 
Entscheidungsprozesse nehmen kön-
nen. Den Organen der Beigeladenen 
zu 1. müssen in unterschiedlichem 
Umfang Apotheker angehören, die 
ihren Beruf in nicht selbständiger 
Stellung ausüben (vgl. §§ 3 Abs. 3, 4 
Abs. 4, 5 Abs. 2, 6 Abs. 2 ABDA-
Satzung), und die auf eine Mitglieds-
organisation entfallenden Stimmen 
können nur einheitlich abgegeben 
werden (vgl. § 3 Abs. 5 Satz 1 ABDA-
Satzung). Hinzu kommt, dass die Be-
stellung der Organmitglieder Sache 
der jeweiligen Mitgliedsorganisation 
ist (vgl. § 3 Abs. 3 Satz 2 ABDA-
Satzung), so dass die von den Apo-
thekerkammern zu entsendenden 
Mitglieder auch ausschließlich ange-
stellte Apotheker sein können. Mithin 
tritt die Beklagte bei der Beigelade-
nen zu 1. nach Maßgabe des Willens 
auf, der sich in der Kammer nach den 
dort vorgesehenen Verfahren gebildet 
hat. 
 
Damit unterliegen Art und Umfang 
der Wahrnehmung von Berufs- und 
Standesbelangen durch die Beklagte 
allein dem kammerinternen, demo-
kratischen Grundsätzen entsprechen-
den Meinungsbildungs- und Entschei-
dungsprozess, solange der gesetzlich 
zugewiesene Aufgabenbereich nicht 
überschritten wird. Soweit dabei ein-
zelne Gruppen von Kammermitglie-
dern in möglicherweise erheblich un-
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terschiedlichem Maße von den Tätig-
keiten der Standesorganisation profi-
tieren, ist dies im Hinblick auf die 
Struktur von Kammern der Heilberu-
fe, denen Personen mit zwar gleicher 
Approbation, aber zum Teil sehr un-
terschiedlichen beruflichen Betäti-
gungsarten angehören, nicht zu be-
anstanden (vgl. BVerwG, Urteil vom 
26. Januar 1993, a.a.O.). 
 
c) Die Rechtswidrigkeit der Mitglied-
schaft der Beklagten ergibt sich auch 
nicht aus dem tatsächlichen Wirken 
der Beigeladenen zu 1. Für die Frage, 
ob eine berufsständische Kammer mit 
ihrer Verbandsmitgliedschaft ihren 
gesetzlichen Aufgabenkreis über-
schreitet, kommt es – wie bereits aus-
geführt wurde – grundsätzlich auf 
einen Vergleich mit dem satzungsge-
mäßen Aufgabenbereich der jeweili-
gen Verbände an. Ob abweichend 
von diesem Grundsatz ein andauern-
der, schwerwiegender und ver-
bandsintern nicht zu regelnder Sat-
zungsbruch des Verbandes, der 
gleichzeitig im Widerspruch zu den 
gesetzlichen Aufgaben der Kammer 
steht, zur Rechtswidrigkeit der Mit-
gliedschaft führen könnte, kann auch 
für den Fall der Beigeladenen zu 1. 
dahingestellt bleiben. Anhaltspunkte 
dafür liegen nicht vor. Ausweislich 
der Homepage (www.abda.de) und 
der dort für die Zeit von Oktober 
2005 bis November 2006 verzeichne-
ten Pressemeldungen ist diese nicht 
außerhalb ihres satzungsgemäßen 
Aufgabenbereichs tätig geworden. 
Entsprechendes ergibt sich auch nicht 
aus dem Jahresbericht 05/06. Für die 
von der Klägerin behauptete Wahr-
nehmung eines allgemeinpolitischen 
Mandats ist nichts ersichtlich. 
 
d) Soweit die Klägerin geltend macht, 
die Mitgliederversammlung der Bei-
geladenen zu 1. unterliege keinerlei 
Kontrolle, Veranstaltungen wie der 

Deutsche Apothekertag würden vor-
demokratisch geführt und der Grund-
satz der Haushaltsklarheit werde ver-
letzt, wendet sie sich gegen Einzelhei-
ten der organisationsrechtlichen 
Struktur der Beigeladenen zu 1. sowie 
gegen innerorganisatorische Vorgän-
ge bzw. Abläufe. Derartige Einwände 
sind nicht geeignet, die Rechtswidrig-
keit einer Mitgliedschaft zu begrün-
den, solange die Beigeladene zu 1. – 
wie hier –ersichtlich die Mindestvor-
aussetzungen der Rechtsform eines 
eingetragenen Vereins erfüllt. Es steht 
den Mitgliedern der Beklagten frei, 
über ihre Delegierten vereinsintern 
mit den satzungsmäßig vorgesehe-
nen Mitteln zu versuchen, etwaige 
Missstände abzubauen oder nötigen-
falls Änderungen herbeizuführen. 
 
2. Die Mitgliedschaft der Beklagten in 
der Beigeladenen zu 1. ist geeignet 
und erforderlich zur Verwirklichung 
der Zielsetzung beizutragen, die mit 
den der Kammer zugewiesenen Auf-
gaben verfolgt werden (vgl. dazu 
BVerwG, Urteil vom 17. Dezember 
1981, a.a.O.) sowie verhältnismäßig 
im engeren Sinne und damit zumut-
bar. Insoweit wird zur weiteren Be-
gründung auf die unter II. 3. gemach-
ten Ausführungen bezüglich der Mit-
gliedschaft der Beklagten in dem Bei-
geladenen zu 2. Bezug genommen, 
die hier entsprechend gelten. Den 
Einwand der Nutzlosigkeit hat die 
Klägerin hinsichtlich des Beitritts zur 
Beigeladenen zu 1. nicht erhoben. 
 
Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 
154 Abs. 1, 162 Abs. 3 VwGO. Die 
Entscheidung über die vorläufige Voll-
streckbarkeit beruht auf § 167 Satz 1 
VwGO in Verbindung mit § 708 Nr. 
10, § 711 der Zivilprozessordnung. 
 
Die Revision ist nicht zuzulassen, weil 
keiner der in § 132 Abs. 2 VwGO ge-
nannten Gründe vorliegt. 

Rechtsmittelbelehrung 
 
Die Nichtzulassung der Revision kann 
durch Beschwerde angefochten wer-
den. 
 
Die Beschwerde ist bei dem Oberver-
waltungsgericht Berlin-Brandenburg, 
Hardenbergstraße 31, 10623 Berlin, 
innerhalb eines Monats nach Zustel-
lung dieser Entscheidung schriftlich 
einzulegen. Die Beschwerde muss die 
angefochtene Entscheidung bezeich-
nen. 
 
Die Beschwerde ist innerhalb von 
zwei Monaten nach Zustellung dieser 
Entscheidung zu begründen. Die Be-
gründung ist bei dem oben genann-
ten Gericht einzureichen. 
 
Für das Beschwerdeverfahren besteht 
Vertretungszwang; dies gilt auch für 
die Einlegung der Beschwerde und 
für die Begründung. Danach muss 
sich jeder Beteiligte durch einen 
Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer 
an einer deutschen Hochschule im 
Sinne des Hochschulrahmengesetzes 
mit Befähigung zum Richteramt als 
Bevollmächtigten vertreten lassen. 
Juristische Personen des öffentlichen 
Rechts und Behörden können sich 
auch durch Beamte oder Angestellte 
mit Befähigung zum Richteramt so-
wie Diplomjuristen im höheren 
Dienst, Gebietskörperschaften auch 
durch Beamte oder Angestellte mit 
Befähigung zum Richteramt der zu-
ständigen Aufsichtsbehörde oder des 
jeweiligen kommunalen Spitzenver-
bandes des Landes, dem sie als Mit-
glied zugehören, vertreten lassen. 
 
 
 
 
Dr. K. ,  
P.,   
M. 
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Der Vorstand 
 

Uschi Blöcker 
Schinkelstraße 6 
22303 Hamburg 
Telefon 040 2797153 
uschi.bloecker 
@t-online.de 
 
Bernd Rehberg 
Isestraße 39 
20144 Hamburg 
Telefon 0179 5375711 
bernd@bernd-rehberg.
de 
 
Dr. Thomas Schulz 
Hertelstraße 10  
12161 Berlin 
Telefon 030 85074341 
TGSchulz@web.de 
 
Adressen der  
regionalen  
Kontaktpersonen 
 
Baden-Württemberg 
siehe Hessen 
 

Bayern 
siehe Hessen 
 

Berlin 
 

Dr. Regina Schumann 
Halskestraße 4  
12167 Berlin 
Telefon 030 7951471 
sander.schumann 
@gmx.de 

Brandenburg 
siehe Berlin 
 
Bremen  
 
Jutta Frommeyer 
Igel-Apotheke 
Schwaneweder  
Straße 21 
28779 Bremen 
Telefon 0421 605054 
Fax 0421 605058 
info@igelapo.de 
 
 
Hamburg 
 
VDPP-Geschäftsstelle 
Neptun-Apotheke 
Bramfelder  
Chaussee 291 
22177 Hamburg 
Telefon 040 63917720 
Fax 040 63917724 
Geschaeftsstelle 
@vdpp.de 
 
Hessen 
 
Christl Trischler 
Elisabethenstraße 5 
64390 Erzhausen 
Telefon 06150 85234 
chri-tri@web.de 
 
Mecklenburg-
Vorpommern 
siehe Hamburg 

Niedersachsen 
 

Dorothea Hofferberth 
Ruschenbrink 23 
31787 Hameln 
Telefon 05151 64096 
Aesculap.Apotheke 
@t-online.de 
 
Nordrhein-Westfalen 
 

Christine Szlachcic-
Schomacher 
Beckhofstraße 2 
48145 Münster 
Telefon 0251 511894 
Ch.schomacher 
@onlinehome.de 
 
Rheinland-Pfalz 
siehe Hessen 
 
Saarland 
siehe Hessen 
 
Sachsen 
 

Dr. Kristina Kasek 
Goldacherstraße 7 
04205 Miltitz 
Telefon 0341 9405732 
 
Sachsen-Anhalt 
siehe Niedersachsen 
 

Schleswig-Holstein 
siehe Hamburg 
 
Thüringen 
siehe Hessen 

  


